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Haftpflichtversicherung 

 Tarif 5 Heilwesen - Deckungsübersicht 

1 Deckungserweiterungen / Deckungserläuterungen – allgemein: 

1.1 Automatisch in der Grunddeckung sind mitversichert:  

� Abbruch- und Einreißarbeiten an Bauwerken mit Radiusklausel sowie Sprengungen mit Ausnahme von 
Schäden in einem Umkreis von weniger als 150 m – soweit es sich nicht um Umweltschäden gem. Ziff. 
7.10 (b) AHB handelt 

 SB: 20 %, mindestens 50 EUR, höchstens 5.000 EUR je Versicherungsfall 
 � Abhandenkommen von Schlüsseln: Ersatz der Kosten zur Erneuerung oder Änderung der Schließanlage 

bis 10.000 EUR je Versicherungsfall und das Zweifache für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjah-
res 

  SB: 10 %, mindestens 50 EUR, höchstens 5.000 EUR je Versicherungsfall 
 � Sachschäden durch Abwässer aus der Praxis bis 250.000 EUR je Versicherungsfall und das Zweifache für 

alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres 
 � Bearbeitungsschäden auf fremden Grundstücken d. h. Schäden, die an fremden Sachen durch die gewerb-

liche Tätigkeit an oder mit diesen Sachen entstehen, bis 5.000 EUR je Versicherungsfall und das Zweifache 
für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres  

  SB: 20 %, mindestens 50 EUR, höchstens 500 EUR je Versicherungsfall 
  Für Ärzte – ausgenommen Zahnärzte und Tierärzte – besteht Versicherungsschutz auch für Schäden auf 

dem Betriebsgrundstück. 

� Versicherungsschutz für Schäden an Belegschafts- und Besucherhabe besteht nicht nur für die Beschädi-
gung, sondern auch für das Abhandenkommen von Sachen der Betriebsangehörigen und Besucher bis 
10.000 EUR je Versicherungsfall, höchstens 500.000 EUR für alle Versicherungsfälle eines Versicherungs-
jahres. 

 

 � Versicherungsschutz für die Betriebsangehörigen selbst, soweit sie in Ausführung dienstlicher Verrichtun-
gen Schäden verursachen, und zwar auch dann, wenn der Versicherungsfall erst nach Beendigung des 
Dienstverhältnisses eintritt 

 � Veranstaltungen von Betriebsfeiern und -ausflügen, sowie Betriebsbesichtigungen 

 � Be- und Entladeschäden an fremden Land- und Wasserfahrzeugen sowie Containern beim und durch Be- 
und Entladen 

  SB: 20 %, mindestens 50 EUR, höchstens 5.000 EUR je Versicherungsfall 
 � Die gesetzliche Haftpflicht des VN als Eigentümer, Mieter etc. von Grundstücken, Gebäuden oder Räum-

lichkeiten, die ausschließlich für den versicherten Betrieb oder für Wohnzwecke des Versicherungsnehmers 
und seiner Betriebsangehörigen benutzt werden. Dabei ist auch die Bauherren-Haftpflicht bis zu einer Bau-
summe von 250.000 EUR je Bauvorhaben sowie der Sachschaden durch Abwässer aus dem Rückstau des 
Straßenkanals mitversichert 

 � Gegenseitige Ansprüche der Mitarbeiter wegen Sachschäden mit einer Entschädigung von mehr als 50 EUR 

 � Vorhandensein von Hoch-, Niederspannungs- und Schwachstromanlagen sowie Transformatorenstatio-
nen und die gelegentliche genehmigte Abgabe von elektrischer Energie 

 � Leitungsschäden (einschließlich Bearbeitungsschäden an Leitungen)  
  SB: 20 %, mindestens 50 EUR, höchstens 2.500 EUR je Versicherungsfall 
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 � Mietsachschäden, die anlässlich von Dienst- oder Geschäftsreisen an gemieteten Räumen und deren 

Ausstattung. Die Höchstersatzleistung beträgt innerhalb der Versicherungssumme für Sachschäden je Versi-
cherungsfall 150.000 EUR und das Zweifache dieser Summe für alle Versicherungsfälle eines Versiche-
rungsjahres 

 � Mietsachschäden an gemieteten Gebäuden und Räumlichkeiten. Die Höchstersatzleistung beträgt inner-
halb der Versicherungssumme für Sachschäden je Versicherungsfall 150.000 EUR und das Zweifache die-
ser Summe für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres                                                              
SB: 300 EUR je Versicherungsfall 

 � Versichert gilt der deckungsvorsorgefreie Umgang mit radioaktiven Stoffen, sowie der Besitz und die 
Verwendung von Röntgeneinrichtungen, Störstrahlern und Beschleunigern 

 � Reklameeinrichtungen (auch außerhalb des Betriebsgrundstückes) 

 � Schusswaffenbesitz, auch Beauftragung von Bewachungsunternehmen 

 � Sicherheitsingenieure und andere Fachkräfte für Arbeitssicherheit für Schäden nach dem Arbeitssicher-
heitsgesetz (ASiG) 

 � Erweiterter Strafrechtschutz, Abdeckung der Kosten für Strafverfahren 

 � Sozialeinrichtungen, auch Betriebsärzte, Erste-Hilfe-Stationen, Betriebssportgemeinschaften 

 � Beauftragung von Subunternehmen, Fuhrunternehmen und dgl. Nicht versichert gilt die persönliche Haft-
pflicht des Subunternehmers  

� Versicherungsfälle durch Umwelteinwirkungen aus Anlagen zur Lagerung von gewässerschädlichen Stof-
fen in Kleingebinden, soweit das Fassungsvermögen von 250 Litern/Kilogramm je Behältnis nicht über-
schritten wird und die Gesamtlagermenge unter 2.000 Litern/Kilogramm liegt (Kleingebinderegelung) SB: 
10 %, mindestens 250 EUR, höchstens 1.000 EUR 

 � Versicherungsfälle durch Umwelteinwirkungen aus dem allgemeinen Umweltrisiko (Umwelthaftpflicht-
Basisrisiko) 

  SB: 10 %, mindestens 250 EUR, höchstens 1.000 EUR 
 � Gelegentliches Vermieten oder Verleihen von mitversicherten Kfz und Arbeitsmaschinen 

 � Vertraglich übernommene gesetzliche Haftpflicht privatrechtlichen Inhalts als Mieter, Entleiher, Päch-
ter oder Leasingnehmer 

 � Hinzukommende neue Risiken fallen mit wenigen Ausnahmen automatisch unter den Versicherungsschutz, 
und zwar bis zur vollen vertraglichen Versicherungssumme (Vorsorgeversicherung) 

1.2 Besonders zu versichern – gegen Beitrag – sind (Auszug): 
 � Abvermietung von Teilen des Betriebsgrundstückes (siehe Tarif 1Z) 

 � Besitz und Betrieb von nicht selbstfahrenden Arbeitsmaschinen (siehe Tarif 1Z) 

 � Besitz und Betrieb von selbstfahrenden Arbeitsmaschinen und Kfz (siehe Tarif 1Z) 

 � Private Risiken (siehe Tarif 9), soweit diese nicht im Rahmen der Besonderen Bedingungen und Risikobe-
schreibungen für diesen Tarif mitversichert sind 

 � Lagerung umweltgefährdender Stoffe, sofern die genannten Mengenschwellen überschritten werden, so-
wie sonstige umweltgefährdende Anlagen (siehe Tarif 12) 

 � Zweig-, Hilfs- und Nebenbetriebe (siehe Leitfaden Ziffer 2.2.1) 



ALTE LEIPZIGER Stand Januar 2008   Auszug Tarif 5    Seite 3 
Versicherung Aktiengesellschaft 

 
 

2 Deckungserweiterungen / Deckungserläuterungen für Ärzte: 

 Automatisch in der Grunddeckung sind mitversichert:  
 � Im Ausland vorkommende Versicherungsfälle, wenn diese auf die Ausübung der beruflichen Tätigkeit im 

Inland oder auf Erste-Hilfe-Leistungen bei Unglücksfällen im Ausland zurückzuführen sind 
  Für den vorübergehenden Auslandsaufenthalt in Europa wird Versicherungsschutz geboten für 
  a) � Medizinstudenten im praktischen Jahr 

   � Assistenzärzte ohne Gebietsbezeichnung 

   � Assistenzzahnärzte 
   aus Anlass der Berufsausbildung oder zum Zwecke einer beruflichen Aus- und Weiterbildung bis zu ei-

ner Dauer von einem Jahr, 
  b) � freiberuflich und dienstlich tätige Ärzte – ausgenommen Tierärzte – aus beruflicher ärztlicher Tätig-
    keit bis zu einer Dauer von acht Wochen im Jahr 
 � Sachschäden an den behandelten Tieren bis 100.000 EUR je Versicherungsfall und das Zweifache für alle 

Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres (nur bei den Tierärzten) 
 � Versicherungsschutz für Schäden an Belegschafts- und Besucherhabe besteht nicht nur für die Beschädi-

gung, sondern auch für das Abhandenkommen von Sachen der Betriebsangehörigen und Besucher bis 
10.000 EUR je Versicherungsfall, höchstens 500.000 EUR für alle Versicherungsfälle eines Versicherungs-
jahres 

 � Gelegentliche außerdienstliche ambulante Tätigkeit 
  Versicherungsschutz besteht in folgendem Umfang: 
  � ambulante Praxisvertretungen bis zu drei Monaten im Jahr 

  � ärztlicher Freundschaftsdienst in Bekanntenkreisen 

  � ärztlicher Sonntagsdienst und Notfalldienst (bis zu vier Dienste im Monat) 

  � gelegentliche Gutachtertätigkeit (bis zu vier Gutachten im Monat) 
� Behandlungen in Notfällen und Erste-Hilfe-Leistungen bei Unglücksfällen 
� Arzt auf Veranstaltungen (bis zu vier Dienste im Monat – z. B. Notarzt) 
� Schiffsarzttätigkeit – nur ambulant – bis zu vier Wochen im Jahr 
 (nur wenn das Schiff unter deutscher Flagge fährt) 

 � Nachhaftungsversicherung bei Beendigung der freiberuflichen ärztlichen Tätigkeit 
  Die Nachhaftungsversicherung gilt – für die Dauer von 5 Jahren ab Risikowegfall – ohne besondere Ver-

einbarung mitversichert 
  Für den Ruheständler empfiehlt sich außerdem die Fortführung des Vertrages für eine gelegentliche ärztli-

che Tätigkeit 
 � Entwendung und Abhandenkommen der Patientenhabe bis 500 EUR für alle Versicherungsfälle eines Ta-

ges und höchstens 5.000 EUR je Versicherungsjahr 
 � Die subsidiäre Privat-Haftpflichtversicherung für Ärzte in Ausbildung (MPJ und Assistenzarzt ohne 

Gebietsbezeichnung) 
 �  Versicherungsfälle durch Umwelteinwirkungen aus Besitz und Betrieb von Amalgamabscheidern inner-

halb der Praxisräume  
  SB: 10 %, mindestens 250 EUR, höchstens 1.000 EUR 
 � Unterhaltsansprüche bei Humanmedizinern sind mitversichert 

 � Vermögensschäden, auch aus Verletzung von Datenschutzgesetzen, einschließlich Gutachtertätigkeit sind 
eingeschlossen, jedoch keine Ansprüche von Krankenkassen, kassenärztlichen bzw. kassenzahnärztlichen 
Vereinigungen, Fürsorgeämtern und dgl. 
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3 Deckungserweiterungen / Deckungserläuterungen für Apotheken: 

 Automatisch in der Grunddeckung sind mitversichert:  
 � Versicherungsschutz im Ausland besteht nach jeweils geltendem Recht für Geschäftsreisen, Teilnahme an 

Ausstellungen, Kongressen, Märkten und Messen, sowie aus der Abgabe von Arzneimitteln und anderen 
apothekenüblichen Waren im Inland 

 � Versicherungsschutz für Schäden an Belegschafts- und Besucherhabe besteht nicht nur für die Beschädi-
gung, sondern auch für das Abhandenkommen von Sachen der Betriebsangehörigen und Besucher bis 
10.000 EUR je Versicherungsfall, höchstens 500.000 EUR für alle Versicherungsfälle eines Versicherungs-
jahres 

 � Besuch von und Teilnahme an Messen, Ausstellungen und Märkte im Inland 

� Produkte-Haftpflicht, d. h. die Haftung wegen Versicherungsfällen, die durch vom VN hergestellte oder 
gelieferte Erzeugnisse, erbrachte Arbeiten oder Leistungen verursacht wurden, und zwar auch auf Sach-
mängeln beruhende Schadenersatzansprüche Dritter in gesetzlichem Umfang, wenn der VN aufgrund einer 
Vereinbarung mit seinem Abnehmer über bestimmte Eigenschaften seiner Erzeugnisse, Arbeiten und Leis-
tungen dafür verschuldensunabhängig einzustehen hat, dass diese bei Gefahrübergang vorhanden sind 
(Konventionelles Produkthaftpflichtrisiko) 

  Kein Versicherungsschutz besteht für Haftpflichtansprüche, für die der VN eine Deckungsvorsorge gemäß 
§ 94 des Arzneimittelgesetzes (AMG) zu treffen hat 

 � Privat-Haftpflichtversicherung gilt für den Inhaber der Apotheke mitversichert 

 � Rückrufkosten: Versicherungssumme für Sachschäden 10.000 EUR je Versicherungsfall und das Zweifa-
che für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres 

  SB: 10 %, mindestens 250 EUR je Versicherungsfall 
 � Vermögensschäden, auch aus Verletzung von Datenschutzgesetzen, sind eingeschlossen. 

4 Deckungserweiterungen / Deckungserläuterungen für sonstige Heilberufe: 

 Automatisch in der Grunddeckung sind mitversichert:  
 � Versicherungsschutz im Ausland besteht nach jeweils geltendem Recht für Geschäftsreisen, Teilnahme an 

Ausstellungen, Kongressen, Märkten und Messen 
 � Versicherungsschutz für Schäden an Belegschafts- und Besucherhabe besteht nicht nur für die Beschädi-

gung, sondern auch für das Abhandenkommen von Sachen der Betriebsangehörigen und Besucher bis 
10.000 EUR je Versicherungsfall, höchstens 500.000 EUR für alle Versicherungsfälle eines Versicherungs-
jahres 

 � Besuch von und Teilnahme an Messen, Ausstellungen und Märkte im Inland 

 � Entwendung und Abhandenkommen der Patientenhabe bis 500 EUR für alle Versicherungsfälle eines Ta-
ges und höchstens 5.000 EUR je Versicherungsjahr 

� Produkte-Haftpflicht, d. h. die Haftung wegen Versicherungsfällen, die durch vom VN hergestellte oder 
gelieferte Erzeugnisse, erbrachte Arbeiten oder Leistungen verursacht wurden, und zwar auch auf Sach-
mängeln beruhende Schadenersatzansprüche Dritter in gesetzlichem Umfang, wenn der VN aufgrund einer 
Vereinbarung mit seinem Abnehmer über bestimmte Eigenschaften seiner Erzeugnisse, Arbeiten und Leis-
tungen dafür verschuldensunabhängig einzustehen hat, dass diese bei Gefahrübergang vorhanden sind 
(Konventionelles Produkthaftpflichtrisiko) 

 � Vermögensschäden, auch aus Verletzung von Datenschutzgesetzen, sind eingeschlossen, jedoch keine An-
sprüche von Krankenkassen, kassenärztlichen bzw. kassenzahnärztlichen Vereinigungen, Fürsorgeämtern 
und dgl. 
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Vertragsbestandteil H 73.4 
Besondere Bedingungen und Risikobeschreibungen für die Berufs-
Haftpflichtversicherung von Ärzten 
_______________________________________________
1 Versicherte ärztliche Tätigkeit    
1.1 Versicherung der freiberuflichen ärztlichen Tätigkeit 
1.2 Praxisgemeinschaften/Gemeinschaftspraxen/Partnerschaften 
1.3 Versicherung der dienstlichen Tätigkeit 
1.4 Versicherung der gelegentlichen (außerdienstlichen) 
 ärztlichen Tätigkeit 
1.5 Assistenzärzte ohne Gebietsbezeichnung und  
 Assistenzzahnärzte 
1.6 Medizinstudenten im Praktischen Jahr (MPJ) 
1.7 Tierärzte 
2 Mitversicherte Risiken 
3 Deckungserweiterungen 
3.1 Abhandenkommen von Sachen 
3.1.1 Belegschafts- und Besucherhabe 
3.1.2 Patientenhabe 
3.1.3 Schlüsselschäden 
3.2 Abwässerschäden 
3.3 Auslandsschäden 
3.4 Bearbeitungsschäden 
3.5 Mietsachschäden 
 

3.6 Mitversicherte Personen untereinander  
3.7  Strafrechtsschutz 
3.8 Strahlenschäden 
3.9 Umwelthaftpflicht-Risiko 
3.10 Vermögensschäden 

 3.10.1  Verletzung von Datenschutzgesetzen 
 3.10.2 Sonstige Vermögensschäden 
 3.11 Vertraglich übernommene Haftpflicht 

3.12 Vorsorgeversicherung 
4 Zusatzrisiken 
4.1 Akupunkturbehandlungen 
4.2 Chiropraktik 
4.3 Naturheilverfahren 
4.4 Operative Eingriffe/nicht operative Eingriffe 
5 Kraft-, Wasser- und Luftfahrzeugrisiko 
5.1 Ausschluss Kraft- und Wasserfahrzeuge 
5.2 Einschluss bestimmter Kraftfahrzeuge                                       
5.3 Ausschluss Luft- und Raumfahrzeuge  
6      Sonstige Bestimmungen 
7 Nicht versicherte Risiken 

_____________________________________________________________________  
 

1 Versicherte ärztliche Tätigkeit 
 
1.1 Versicherung der freiberuflichen ärztlichen Tätigkeit 
 

Die Versicherung der freiberuflichen ärztlichen Tätigkeit 
erstreckt sich auf die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers 
 

1.1.1 aus der Beschäftigung eines vorübergehend bestellten 
Vertreters (z. B. bei Urlaub, Erkrankung, Wehrdienst-
übung). Nicht mitversichert ist die persönliche Haftpflicht 
des Vertreters; 

 
1.1.2 aus der Beschäftigung von ständigen Vertretern, Assis-

tenzärzten, Medizinstudenten im praktischen Jahr (MPJ) 
und Hilfspersonal, einschließlich der persönlichen gesetz-
lichen Haftpflicht dieser Personen für Schäden, die sie in 
Ausführung ihrer dienstlichen Verrichtungen für den Ver-
sicherungsnehmer verursachen, und zwar auch soweit es 
sich um Versicherungsfälle handelt, die nach Beendigung 
des Dienstverhältnisses eintreten. 

 

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personen-
schäden, bei denen es sich um Arbeitsunfälle und Berufs-
krankheiten im Betrieb des Versicherungsnehmers gemäß 
Sozialgesetzbuch VII handelt. Das Gleiche gilt für solche 
Dienstunfälle gemäß den beamtenrechtlichen Vorschriften, 
die in Ausübung oder infolge des Dienstes Angehörigen 
derselben Dienststelle zugefügt werden. 
 

1.1.3 aus Konsiliartätigkeit. Die Behandlung/Mitbehandlung 
von Patienten gilt nicht als Konsiliartätigkeit; 

 
1.1.4 aus der Vertretung eines vorübergehend verhinderten 

Arztes, einschließlich der Übernahme von Vertretungen – 
nur ambulant – bis zu 3 Monaten im Jahr, 

 
1.1.5 aus ärztlichem Freundschaftsdienst in Bekanntenkreisen, 
 
1.1.6 aus ärztlichem Sonntagsdienst und Notfalldienst sowie aus 

Gutachtertätigkeit, 
 
1.1.7 aus Behandlung in Notfällen und Erste-Hilfe-Leistung bei 

Unglücksfällen, 
 
1.1.8 als Arzt auf Veranstaltungen (z. B. Notarzt), 
 
1.1.9 als Schiffsarzt – nur ambulant – (nur wenn das Schiff unter 

deutscher Flagge fährt) bis zu 4 Wochen im Jahr. 
 
1.1.10 Nachhaftung 
 

Wird der Versicherungsvertrag aus Gründen der endgülti-
gen und vollständigen Aufgabe der freiberuflichen ärztli-
chen Tätigkeit oder wegen Tod des Versicherungsnehmers 
(nicht aus anderen Gründen wie z. B. Änderung der 
Rechtsform, Kündigung durch einen der Vertragspartner) 
beendet, gilt folgende Vereinbarung: 
 

Für nach Beendigung des Versicherungsvertrages eintre-
tende Versicherungsfälle, durch vom Versicherungsneh-
mer während der Laufzeit des Vertrages erbrachte betrieb-
liche/berufliche Tätigkeiten, wird im Umfange dieses Ver-
trages Versicherungsschutz für die Dauer von fünf Jahren 
ab dem Zeitpunkt der Vertragsbeendigung gewährt. 
 

Insoweit gilt Ziff. 4 AHB gestrichen. 
 

Die Höchstersatzleistung des Versicherers während der 
Nachhaftungszeit ist auf den zum Zeitpunkt der Ver-
tragsaufhebung unverbrauchten Teil der Deckungssummen 
im Rahmen der Jahreshöchstersatzleistung des Ver-
sicherungsjahres, in dem das Versicherungsverhältnis en-
det, begrenzt. 
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Diese Nachhaftungsregelung gilt nicht für das Umwelt-
schaden-Haftpflichtrisiko. 
 

1.2 Praxisgemeinschaften/ Gemeinschaftspraxen/ Part-
nerschaften 

 
1.2.1 Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen bleiben Haft-

pflichtansprüche wegen Schäden an den von den einzelnen 

Kraft
Hervorheben



 

 

Partnern in die Gemeinschaft eingebrachten oder von der 
Gemeinschaft beschafften Sachen, gleichgültig, von wem 
die Schäden verursacht wurden. 

 
1.2.2 Ebenso bleiben ausgeschlossen Ansprüche der Partner der 

Gemeinschaft untereinander sowie Ansprüche der Ge-
meinschaft gegen die Partner und umgekehrt. 

 
1.3 Versicherung der dienstlichen Tätigkeit 
 

Die Versicherung der dienstlichen ärztlichen Tätigkeit er-
streckt sich auf die gesetzliche Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers 
 

1.3.1 aus ärztlicher Tätigkeit als angestellter oder beamteter Arzt 
in einer Krankenanstalt, bei einem leitenden Krankenhaus-
arzt, bei einem Arzt in freier Praxis, bei Behörden, soweit 
hierfür weder eine anderweitige Deckung noch Freistel-
lungspflicht besteht. 

 

In Ergänzung zu Ziff. 5.1 AHB umfasst die Leistungs-
pflicht des Versicherers auch die Prüfung der Frage, ob 
zugunsten des Versicherungsnehmers ein arbeitsrechtlicher 
Freistellungsanspruch besteht, und dessen Durchsetzung. 
Der Versicherer ist unwiderruflich ermächtigt, den An-
spruch im eigenen Namen geltend zu machen. Der Frei-
stellungsanspruch geht auf den Versicherer über, sobald er 
sich in einen Zahlungsanspruch umgewandelt hat. § 86 
VVG findet entsprechende Anwendung. 

 
1.3.2 aus den unter Ziff. 1.4 aufgeführten Tätigkeiten. 
 
1.3.3 Nicht mitversichert ist eine verwaltende Tätigkeit im 

Rahmen des Dienstverhältnisses. 
 
1.4 Versicherung der gelegentlichen (außerdienstlichen) 

ärztlichen Tätigkeit 
 

Versichert ist falls nicht ausdrücklich etwas anderes ver-
einbart wurde, die gesetzliche Haftpflicht 
 

1.4.1 aus der Vertretung eines vorübergehend verhinderten 
Arztes, einschließlich der Übernahme von Vertretungen – 
nur ambulant – bis zu 3 Monaten im Jahr, 

 
1.4.2 aus ärztlichem Freundschaftsdienst in Bekanntenkreisen, 
 
1.4.3 aus ärztlichem Sonntagsdienst und Notfalldienst bis zu 4 

Dienste im Monat sowie aus gelegentlicher Gutachtertä-
tigkeit bis zu 4 Gutachten im Monat, 

 
1.4.4 aus Behandlung in Notfällen und Erste-Hilfe-Leistung bei 

Unglücksfällen, 
 
1.4.5 als Arzt auf Veranstaltungen bis zu 4 Dienste im Monat 

(z. B. Notarzt), 
 
1.4.6 als Schiffsarzt – nur ambulant – (nur wenn das Schiff unter 

deutscher Flagge fährt) bis zu 4 Wochen im Jahr. 
 
1.5 Assistenzärzte ohne Gebietsbezeichnung und Assis-

tenzzahnärzte 
 
1.5.1 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-

rungsnehmers aus seiner dienstlichen ärztlichen Tätigkeit 
als angestellter Assistenzarzt ohne Gebietsbezeichnung 
und Assistenzzahnarzt, soweit hierfür weder eine ander-
weitige Deckung noch Freistellungspflicht besteht. 

 

In Ergänzung zu Ziff. 5.1 AHB umfasst die Leistungs-
pflicht des Versicherers auch die Prüfung der Frage, ob 
zugunsten des Versicherungsnehmers ein arbeitsrechtlicher 
Freistellungsanspruch besteht, und dessen Durchsetzung. 
Der Versicherer ist unwiderruflich ermächtigt, den An-
spruch im eigenen Namen geltend zu machen. Der Frei-
stellungsanspruch geht auf den Versicherer über, sobald er 
sich in einen Zahlungsanspruch umgewandelt hat. § 86 
VVG findet entsprechende Anwendung. 
 

1.5.2 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers aus den unter Ziffer 1.4 aufgeführten Tätig-

keiten. 
 
1.6 Medizinstudenten im Praktischen Jahr (MPJ) 
 
1.6.1 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-

rungsnehmers aus der Tätigkeit im Rahmen seines Ausbil-
dungsverhältnisses, soweit hierfür weder eine anderweitige 
Deckung noch Freistellungspflicht besteht. 

 
1.6.2 Nicht versichert ist die ärztliche Tätigkeit außerhalb des 

Ausbildungsverhältnisses. 
 

Zu Ziffer 1.5 und 1.6: 
 

In Ergänzung zu Ziff. 5.1 AHB umfasst die Leistungs-
pflicht des Versicherers auch die Prüfung der Frage, ob 
zugunsten des Versicherungsnehmers ein arbeitsrechtlicher 
Freistellungsanspruch besteht, und dessen Durchsetzung. 
Der Versicherer ist unwiderruflich ermächtigt, den An-
spruch im eigenen Namen geltend zu machen. Der Frei-
stellungsanspruch geht auf den Versicherer über, sobald er 
sich in einen Zahlungsanspruch umgewandelt hat. § 86 
VVG findet entsprechende Anwendung. 
 

1.7 Tierärzte 
 
1.7.1 Eingeschlossen sind – abweichend von Ziff. 7.7 AHB – 

Haftpflichtansprüche wegen Schäden an den zur Behand-
lung übernommenen oder den behandelten Tieren und alle 
sich daraus ergebenden Vermögensschäden. 

 

Die Höchstersatzleistung beträgt im Rahmen der vertragli-
chen Versicherungssumme je Versicherungsfall 
100.000 EUR und das Zweifache dieser Summe für alle 
Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres. 
 

1.7.2 Vermögensschäden 
 

Von jedem Schaden gemäß Ziff. 3.10, Pos. 2 hat der Ver-
sicherungsnehmer 20 %, mindestens 500 EUR, höchstens 
5.000 EUR, selbst zu tragen. 

 
2 Mitversicherte Risiken 
 

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht 
 
2.1 des Versicherungsnehmers als Eigentümer, Mieter, Päch-

ter, Leasingnehmer und Nutznießer von Grundstücken –
 nicht jedoch von Luftlandeplätzen –, Gebäuden oder 
Räumlichkeiten, die ausschließlich für den versicherten 
Betrieb oder für Wohnzwecke des Versicherungsnehmers 
und seiner Betriebsangehörigen benutzt werden. 
Versichert sind hierbei Ansprüche aus der Verletzung von 
Pflichten, die dem Versicherungsnehmer in den oben ge-
nannten Eigenschaften obliegen (z. B. bauliche Instandhal-
tung, Beleuchtung, Reinigung, Streuen und Schneeräumen 
auf Gehwegen). 
 

des Versicherungsnehmers als früherer Besitzer aus § 836 
Abs. 2 BGB, wenn die Versicherung bis zum Besitzwech-
sel bestand. 
 

Mitversichert (sowohl gegen Beitrag als auch bei beitrags-
freiem Einschluss) ist hinsichtlich dieser Grundstücke die 
gesetzliche Haftpflicht  

 

des Versicherungsnehmers als Bauherr oder Unternehmer 
von Bauarbeiten (Neu- und Umbauten, Reparaturen, Ab-
bruch- und Grabearbeiten) bis zu einer veranschlagten 

ausumme von 250.000 EUR je Bauvorhaben. B
  

Eine Überschreitung dieser Baukostensumme stellt eine 
Erweiterung des versicherten Risikos im Sinne der Ziff. 
3.1 (2) AHB dar, die bei der Beitragsregulierung gemäß 
Ziff. 13 AHB berücksichtigt wird. 

 
2.1.2 der durch Arbeitsvertrag mit der Verwaltung, Reinigung, 

Beleuchtung und sonstigen Betreuung der Grundstücke 
beauftragten Personen für Ansprüche, die gegen sie aus 
Anlass der Ausführung dieser Verrichtungen erhoben wer-
den, im Umfang der Ziff. 1.1.2.  

 



 

 

Das Gleiche gilt für Betriebs- und Familienangehörige des 
Versicherungsnehmers oder andere Personen, die gefällig-
keitshalber diese Tätigkeiten ausüben. 
 

2.1.3 der Zwangs- und Insolvenzverwalter in dieser Eigenschaft.  
 
2.1.4 Eingeschlossen sind – abweichend von Ziff. 7.14 (1) 

AHB – Haftpflichtansprüche wegen Sachschäden, die 
durch Abwässer aus dem Rückstau des Straßenkanals auf-
treten.  

 

Diese Deckungserweiterung findet für die  Umwelthaft-
pflicht-Basisversicherung keine Anwendung. Ziff. 7.10 (b) 
AHB bleibt unberührt. 
 

2.2 aus der Veranstaltung von Betriebsfeiern und –ausflügen. 
Mitversichert ist die persönliche gesetzliche Haftpflicht 
der Betriebsangehörigen aus der Betätigung im Interesse 
der Veranstaltung, soweit es sich nicht um rein private 
Handlungen oder Unterlassungen handelt. 

 
2.3 aus der Durchführung von Betriebsbesichtigungen und –

begehungen sowie aus der Beköstigung der Teilnehmer. 
 
2.4 aus der Beauftragung von Subunternehmern. Die persönli-

che Haftpflicht des Subunternehmers ist nicht mitversi-
chert. 

 
2.5 aus der Beauftragung fremder Unternehmen (auch Fuhr- 

und Bewachungsunternehmen)  mit der Ausführung von 
Verrichtungen im Interesse des versicherten Betriebes. Die 
persönliche Haftpflicht der fremden Unternehmen ist nicht 
mitversichert.  

 

Zu Ziff. 2.4 und 2.5: 
 

In Ziff. 4.1.1 und 4.1.2 gelten die Wörter „oder eine von 
ihnen bestellte oder beauftragte Person“ insoweit als ge-
strichen. 
 

2.6 aus dem behördlich erlaubten Besitz und Gebrauch von 
Schusswaffen und Munition zu betrieblichen Zwecken und 
deren Überlassung an Betriebsangehörige.  

 

Mitversichert ist die persönliche gesetzliche Haftpflicht 
der Waffenträger aus dem Gebrauch der Waffen in Aus-
führung dienstlicher Verrichtungen, ausgeschlossen sind 
Haftpflichtansprüche aus Personenschäden, bei denen es 
sich um Arbeitsunfälle im Betrieb des Versicherungsneh-
mers gemäß Sozialgesetzbuch VII handelt, 

 

Nicht versichert ist der Besitz und Gebrauch von Waffen 
zu Jagdzwecken. 
 

2.7 aus dem Vorhandensein elektrischer Hoch-, Niederspan-
nungs- und Schwachstromanlagen sowie Transformatoren-
stationen, auch außerhalb der Betriebsgrundstücke, und 
aus der genehmigten gelegentlichen Abgabe von elektri-
scher Energie. 

 
2.8 wegen Schäden, bei denen es sich um Unterhaltsansprüche 

gegen den Versicherungsnehmer als Arzt wegen ungewoll-
ter Schwangerschaft bzw. wegen unterbliebenem Schwan-
gerschaftsabbruch handelt. Diese Schäden werden wie 
Personenschäden behandelt. 

 
2.9 aus Reklameeinrichtungen (z.B. Reklametafeln, Transpa-

renten, Leuchtröhren u. dgl.), auch soweit sie sich auf 
fremden Grundstücken befinden. 

 
2.10 aus den Sozialeinrichtungen für Betriebsangehörige, die 

ausschließlich für den versicherten Betrieb bestimmt sind 
(z. B. Werkskantinen, Badeanstalten, Erholungsheime, 
Kindergärten, Betriebssportgemeinschaften) 
und aus dem Überlassen von Plätzen, Räumen und Geräten 
an die Sportgemeinschaft des Betriebes. 
Mitversichert ist die Haftpflicht der Betriebssportgemein-
schaft sowie die persönliche Haftpflicht der Mitglieder aus 
ihrer Betätigung in dieser Einrichtung. 
 
 
 
 

2.11 aus der Beschäftigung fest angestellter und der Beauftra-
gung selbständiger Sicherheitsingenieure und andere 
Fachkräfte für Arbeitssicherheit sowie Betriebsbeauftrag-
ter für Immissions-, Gewässer-, Umwelt- und Datenschutz. 

 
3 Deckungserweiterungen 
 
3.1 Abhandenkommen von Sachen 
 
3.1.1 Belegschafts- und Besucherhabe 
 

Eingeschlossen ist – in Ergänzung von Ziff. 2.2 AHB und 
abweichend von Ziff. 7.6 AHB – die gesetzliche Haft-
pflicht aus dem Abhandenkommen von Sachen (ein-
schließlich Kraftfahrzeuge und Fahrräder mit Zubehör) der 
Betriebsangehörigen und Besucher und alle sich daraus er-
gebenden Vermögensschäden.  
 

Ausgenommen hiervon sind Geld, Wertpapiere (ein-
schließlich Sparbücher), Scheckhefte, Scheck- und Kredit-
karten, Urkunden, Kostbarkeiten und andere Wertsachen. 
 

Die Höchstersatzleistung beträgt innerhalb der vertragli-
chen Versicherungssumme je Versicherungsfall 
10.000 EUR, höchstens 500.000 EUR für alle Versiche-
rungsfälle eines Versicherungsjahres. 
 

3.1.2 Patientenhabe 
 

Eingeschlossen ist – in Ergänzung von Ziff. 2.2 AHB – die 
gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus 
Entwendung und Abhandenkommen der von Patienten, de-
ren Begleitern und Besuchern eingebrachten Sachen. 
 

Nicht versichert sind Geld, Wertpapiere (einschl. Sparbü-
cher), Scheck- und Kreditkarten, Urkunden, Kostbarkeiten 
und andere Wertsachen sowie Kraftfahrzeuge. 
 

Die Höchstersatzleistung beträgt innerhalb der vertragli-
chen Versicherungssumme 500 EUR für alle Schäden ei-
nes Tages, höchstens 5.000 EUR je Versicherungsjahr. 
 

3.1.3 Schlüsselschäden 
 

Für das Abhandenkommen von fremden Schlüsseln, die 
dem Versicherungsnehmer zur Erfüllung seiner vertragli-
chen Verpflichtungen im Sinne der gemäß Versicherungs-
schein versicherten Betriebsart übergeben wurden, gilt 
Folgendes: 
 

Eingeschlossen ist – in Ergänzung von Ziff. 2.2 AHB und 
teilweise abweichend von Ziff.  7.6 AHB – die gesetzliche 
Haftpflicht aus dem Abhandenkommen von fremden 
Schlüsseln (auch General-/Hauptschlüssel für eine zentrale 
Schließanlage), die sich rechtmäßig im Gewahrsam des 
Versicherten befunden haben. 

 

Der Versicherungsschutz beschränkt sich auf gesetzliche 
Haftpflichtansprüche wegen der Kosten für die notwendige 
Auswechslung von Schlössern und Schließanlagen sowie 
für vorübergehende Sicherungsmaßnahmen (Notschloss) 
und einen Objektschutz bis zu 14 Tagen, gerechnet ab dem 
Zeitpunkt, in welchem der Verlust des Schlüssels festge-
stellt wurde. 
 

Ausgeschlossen bleiben Haftpflichtansprüche aus Folge-
schäden eines Schlüsselverlustes (z. B. wegen Einbruchs). 
 

Ausgeschlossen bleibt ferner die Haftung aus dem Verlust 
von 
 

 ■  Schlüsseln für vom Versicherungsnehmer gemietete,  
 gepachtete oder geleaste Räume  und Gebäude; 

 

 ■  Tresor- und Möbelschlüsseln; 
 

 ■  Schlüsseln zu beweglichen Sachen. 
 

Die Höchstersatzleistung beträgt innerhalb der Versiche-
rungssumme für Sachschäden je Versicherungsfall 
10.000 EUR und das Zweifache dieser Summe für alle 
Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres.  
 

 



 

 

Von jedem Schaden hat der Versicherungsnehmer 10 %, 
mindestens 50 EUR, höchstens 500 EUR, selbst zu tragen. 
 

3.2 Abwässerschäden 
 

Eingeschlossen sind- abweichend von Ziff. 7.14 (1) AHB 
– Haftpflichtansprüche wegen Sachschäden durch Abwäs-
ser aus der Praxis und alle sich daraus ergebenden Vermö-
gensschäden. 
 

Diese Deckungserweiterung findet für die  Umwelthaft-
pflicht-Basisversicherung keine Anwendung. Ziff. 7.10 (b) 
AHB bleibt unberührt. 

 

Die Höchstersatzleistung beträgt innerhalb der vertragli-
chen Versicherungssumme je Versicherungsfall 
250.000 EUR und das Zweifache für alle Versicherungs-
fälle eines Versicherungsjahres. 
 

3.3 Auslandsschäden 
 
3.3.1 Eingeschlossen ist – abweichend von Ziff. 7.9 AHB – die 

gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers wegen 
im Ausland vorkommender Versicherungsfälle aus 

 

a. der Ausübung der beruflichen Tätigkeit im Inland, so 
weit sich der Patient im Zeitpunkt der ärztlichen Kon-
sultation im Inland aufgehalten hat;  

 

b. Erste-Hilfe-Leistungen bei Unglücksfällen im Ausland 
 

c. einem Ruf zur Behandlung eines einzelnen Patienten 
ins Ausland  

 

d. Anlass von Geschäftsreisen oder aus der Teilnahme an  
Ausstellungen, Kongressen, Symposien, Messen und 
Märkten. 

 
3.3.2 Ausgeschlossen sind Ansprüche aus Arbeitsunfällen und 

Berufskrankheiten von Personen, die vom Versiche-
rungsnehmer im Ausland eingestellt oder dort mit der 
Durchführung von Arbeiten betraut worden sind. 

Eingeschlossen bleiben jedoch Haftpflichtansprüche ge-
gen den Versicherungsnehmer und die unter Ziff. 1.1 
genannten Personen aus Arbeitsunfällen und Berufs-
krankheiten, die den Bestimmungen des Sozialgesetzbu-
ches VII unterliegen (siehe Ziff. 7.9 AHB). 

3.3.3 Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden –
abweichend von Ziff. 6.5 AHB – als Leistungen auf die 
Versicherungssumme angerechnet. 

 

Kosten sind: Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und 
Gerichtskosten, Aufwendungen zur Abwendung oder 
Minderung des Schadens bei oder nach Eintritt des Versi-
cherungsfalles sowie Schadenermittlungskosten, auch Rei-
sekosten, die dem Versicherer nicht selbst entstehen.  Das 
gilt auch dann, wenn die Kosten auf Weisung des Versi-
cherers entstanden sind.  
 

3.3.4 Bei Versicherungsfällen in den USA, US-Territorien und 
Kanada oder in den USA, US-Territorien und Kanada gel-
tend gemachten Ansprüchen hat der Versicherungsnehmer 
von jedem Schaden 10.000 EUR selbst zu tragen. Kosten 
gelten als Schadensersatzleistungen. 

 
3.3.5 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit 

der Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Europäi-
schen Währungsunion angehören, liegt, gelten die Ver-
pflichtungen des Versicherers mit dem Zeitpunkt als er-
füllt, in dem der Euro-Betrag bei einem in der Europäi-
schen Währungsunion gelegenen Geldinstitut angewiesen 
ist. 

 
3.3.6 Für Ansprüche aus inländischen  Versicherungsfällen, die 

im Ausland geltend gemacht werden, gelten vorgenannten 
Bestimmungen entsprechend. 

 
3.3.7 Zu Ziff. 1.1 und 1.3 gilt zusätzlich Folgendes: 

Eingeschlossen ist – abweichend von Ziff. 7.9 AHB – die 
gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers wegen 
 

in Staaten der EU vorkommender Versicherungsfälle aus 
beruflicher ärztlicher Tätigkeit (auch Aus- und Weiterbil-

dung) bis zu 8 Wochen im Jahr. 
3.3.8 Zu Ziff. 1.5 und 1.6 gilt zusätzlich Folgendes: 
 

Eingeschlossen ist – abweichend von Ziff. 7.9 AHB – die 
gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers wegen 
in Staaten der EU vorkommender Versicherungsfälle aus 
beruflicher ärztlicher Tätigkeit zur Aus- und Weiterbil-
dung, soweit es sich um einen vorübergehenden Auslands-
aufenthalt bis zu einem Jahr handelt. 
 

3.4 Bearbeitungsschäden 
 

Eingeschlossen sind – abweichend von  Ziff. 7.7 AHB – 
Bearbeitungsschäden in folgendem Umfang: 
 

3.4.1 Be- und Entladeschäden 
 

Eingeschlossen ist die gesetzliche Haftpflicht wegen der 
Beschädigung von Land- und Wasserfahrzeugen sowie 
Containern durch/ oder beim Be- und Entladen und alle 
sich daraus ergebenden Vermögensschäden. 
 

Für Schäden an Containern besteht auch dann Versiche-
rungsschutz, wenn diese entstehen beim Abheben von oder 
Heben auf Land- oder Wasserfahrzeuge durch Kräne oder 
Winden zum Zwecke des Be- und Entladens. Dies gilt 
nicht, wenn die Container selbst Gegenstand von Ver-
kehrsverträgen (Fracht-, Speditions- oder Lagerverträgen) 
sind. 
 

Ausgeschlossen bleiben Ansprüche wegen Beschädigung 
der Ladung von Fahrzeugen und Containern. 
 

Von jedem Schaden hat der Versicherungsnehmer 20 %, 
mindestens 50 EUR, höchstens 5.000 EUR, selbst zu tra-
gen. 
 

3.4.2 Leitungsschäden 
 

Eingeschlossen ist die gesetzliche Haftpflicht wegen Schä-
den an Erdleitungen (Kabel, unterirdische Kanäle, Wasser-
leitungen, Gas-rohre und andere Leitungen) sowie Frei- 
und/ oder Oberleitungen und alle sich daraus ergebenden 
Vermögensschäden. 
 

Die Regelungen der Ziff. 1.2 AHB (Erfüllungsansprüche) 
und der Ziff. 7.8 AHB (Schäden an hergestellten oder ge-
lieferten Arbeiten oder Sachen) bleiben bestehen. 
 

Von jedem Schaden hat der Versicherungsnehmer 20 %, 
mindestens 50 EUR, höchstens 2.500 EUR, selbst zu tra-
gen. 
 

3.4.3 Sonstige Bearbeitungsschäden 
 

 – gilt nicht für Tierärzte gemäß Ziffer 1.7 – 
 

Eingeschlossen ist die gesetzliche Haftpflicht aus Schäden, 
die an fremden Sachen durch eine gewerbliche oder beruf-
liche Tätigkeit des Versicherungsnehmers an oder mit die-
sen Sachen entstanden sind und alle sich daraus ergeben-
den Vermögensschäden, wenn diese Schäden 
 

a. durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des 
Versicherungsnehmers an diesen Sachen entstanden 
sind; 

 

b. dadurch entstanden sind, dass der Versicherungsnehmer 
diese Sachen zur Durchführung seiner gewerblichen 
und beruflichen Tätigkeit benutzt hat; 

 

c. durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des 
Versicherungsnehmers entstanden sind und sich diese 
Sachen im unmittelbaren Einwirkungsbereich der Tä-
tigkeit befunden haben. 

 

Die Regelungen der Ziff. 1.2 AHB (Erfüllungsansprüche) 
und der Ziff. 7.8 AHB (Schäden an hergestellten oder ge-
lieferten Arbeiten oder Sachen) bleiben bestehen. 
 

Die Höchstersatzleistung beträgt innerhalb der vertragli-
chen Versicherungssumme 5.000 EUR je Versicherungs-
fall und das Zweifache dieser Summe für alle Versiche-
rungsfälle eines Versicherungsjahres. 

 

Von jedem Schaden hat der Versicherungsnehmer 20 %, 



 

 

mindestens 50 EUR, höchstens 500 EUR, selbst zu tragen. 
Für Zahnärzte und Assistenzzahnärzte gilt zusätzlich Fol-
gendes: 
 

Ausgeschlossen bleiben Ansprüche wegen der Beschädi-
gung von Sachen, die sich beim Versicherungsnehmer zur 
Reparatur oder zu sonstigen Zwecken befinden. 
 

3.5  Mietsachschäden 
 
3.5.1 Dienst- und Geschäftsreisen 
 

Eingeschlossen ist – abweichend von  Ziff.   7.6 AHB – 
die gesetzliche Haftpflicht wegen Schäden, die anlässlich 
von Dienst- und Geschäftsreisen an gemieteten Räumen in 
Gebäuden und deren Ausstattung entstehen und alle sich 
daraus ergebenden Vermögensschäden. 
 

3.5.2 Gemietete Gebäude/Räume 
 

Eingeschlossen ist – abweichend von Ziff.  7.6 AHB – die 
gesetzliche Haftpflicht wegen Schäden an zu betrieblichen 
Zwecken gemieteten (nicht geleasten) Gebäuden und/oder 
Räumen (nicht jedoch an Einrichtung, Produktionsanlagen 
und dgl.) und alle sich daraus ergebenden Vermögens-
schäden. 
 

Der Versicherer beruft sich bei Mietsachschäden  durch 
Abwässer nicht auf den Ausschluss gemäß Ziff. 7.14 (1) 
AHB.  
 

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen 
 

a. Abnutzung, Verschleiß und übermäßiger Beanspru-
chung; 

 

b. Schäden an Heizungs-, Maschinen-, Kessel- und 
Warmwasserbereitungsanlagen sowie an Elektro- und 
Gasgeräten; 

 

c. Glasschäden, soweit sich der Versicherungsnehmer 
hiergegen besonders versichern kann. 

 

Von jedem Schaden hat der Versicherungsnehmer 
300 EUR selbst zu tragen. 
 

 Gemeinsame Bestimmungen zu Ziff. 3.5.1 und 3.5.2: 
 

Die Höchstersatzleistung beträgt innerhalb der vertragli-
chen Versicherungssumme je Versicherungsfall 
150.000 EUR und das Zweifache dieser Summe für alle 
Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres. 
 

Ausgeschlossen bleiben Ansprüche 
 

a. von Gesellschaftern des Versicherungsnehmers; 
 

b. von gesetzlichen Vertretern des Versicherungsnehmers 
und solchen Personen, die er zur Leitung oder Beauf-
sichtigung des versicherten Betriebes oder eines Teiles 
desselben angestellt hat; 

 

c. von Angehörigen (siehe Ziff. 7.5 (1) Abs. 2 AHB) der 
vorgenannten Personen,  wenn sie mit diesen in häusli-
cher Gemeinschaft leben; 

 

d. von Unternehmen, die mit dem Versicherungsnehmer 
oder seinen Gesellschaftern durch Kapital mehrheitlich 
verbunden sind und unter einer einheitlichen unterneh-
merischen Leitung stehen. 

 

Nicht versichert sind die unter den Regressverzicht nach 
dem Abkommen der Feuerversicherer bei übergreifenden 
Versicherungsfällen fallenden Rückgriffsansprüche. 
 

Soweit es sich bei Mietsachschäden um Haftpflichtansprü-
che wegen Umweltschäden im Sinne von Ziff. 7.10 (b) 
AHB handelt, gelten dafür die Bestimmungen gemäß Ver-
tragsbestandteil H 68 (Besondere Bedingungen und Risi-
kobeschreibungen für die Versicherung der Haftpflicht 
wegen Schäden durch Umwelteinwirkung – Umwelthaft-
pflicht-Basisversicherung). 
 

3.6 Mitversicherte Personen untereinander 
 

Eingeschlossen sind – abweichend von Ziff. 7.4 (3) AHB – 
Haftpflichtansprüche der gemäß Ziff. 1.1 mitversicherten 

Personen untereinander, soweit es sich um Sachschäden 
mit einer Entschädigung von mehr als 50 EUR je Versi-
cherungsfall handelt.  
 

Ausgeschlossen bleiben gegenseitige Ansprüche solcher 
Personen, deren Haftpflichtansprüche gegen den Versiche-
rungsnehmer gemäß Ziff. 7.5 AHB vom Versicherungs-
schutz ausgeschlossen sind. 
 

3.7 Strafrechtsschutz 
 
3.7.1 Ziff. 5.3 AHB erhält folgende Fassung: 
 

„In einem Strafverfahren wegen eines Ereignisses, das ei-
nen unter den Versicherungsschutz fallenden Haft-
pflichtanspruch zur Folge haben kann, übernimmt der Ver-
sicherer die Gerichtskosten sowie die gebührenord-
nungsmäßigen – gegebenenfalls auch die mit ihm beson-
ders vereinbarten höheren – Kosten der Verteidigung.“ 
 

3.7.2 Zu von Ziff. 6.5 AHB und Ziff. 6.6 AHB: 
 

„Die Aufwendungen des Versicherers nach vorstehender 
Ziffer 3.7.1 werden nicht als Leistungen auf die Versiche-
rungssumme angerechnet.  
 

3.7.3 Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz bleiben Geld-
bußen, Geldstrafen und Strafvollstreckungskosten. 

 
3.8 Strahlenschäden 
 
3.8.1 Eingeschlossen ist – abweichend von Ziff. 7.10 (b) und 

7.12 AHB – die gesetzliche Haftpflicht 
 

a. wegen Schäden durch Röntgeneinrichtungen, Störstrah-
ler sowie deckungsvorsorgefreien radioaktiven Stoffen 
und Beschleunigern, 

 

b. wegen Schäden, die ein Patient erleidet aus Untersu-
chung oder Behandlung mit deckungsvorsorgepflichti-
gen radioaktiven Stoffen und Beschleunigern. Kein 
Versicherungsschutz besteht, wenn diese radioaktiven 
Stoffe oder Beschleuniger oder die notwendigen Mess-
geräte nicht dem jeweiligen Stand von Wissenschaft 
und Technik entsprochen haben. Das Gleiche gilt, wenn 
der Schaden darauf zurückzuführen ist, dass die Stoffe, 
Beschleuniger oder Messgeräte nicht oder nicht ausrei-
chend gewartet worden sind. 

 

Dies gilt nur, soweit diese Apparate und Behandlungen in 
der Heilkunde anerkannt sind.  
 

Soweit der vorstehende Einschluss auch Schäden durch 
Umwelteinwirkungen umfasst, besteht kein Versiche-
rungsschutz über die Umwelthaftpflicht-Basisversiche-      
rung. 
 

3.8.2 Ausgeschlossen bleiben Haftpflichtansprüche 
 

a. wegen Schäden bei der Anwendung radioaktiver Stof-
fe oder ionisierender Strahlung am Menschen im 
Rahmen der medizinischen Forschung, 

 

■ soweit eine Deckungsvorsorgepflicht nach der 
Strahlenschutzverordnung oder der Röntgenver-
ordnung oder vergleichbare ausländischen Be-
stimmungen besteht 

 

oder 
 

■ soweit zwar keine Deckungsvorsorgepflicht nach 
der Strahlenschutzverordnung oder der Röntgen-
verordnung oder vergleichbaren ausländischen 
Bestimmungen besteht, diese Anwendungen aber 
nicht in der Heilkunde anerkannt sind. 

 

 Medizinische Forschung im Sinne dieser Bedingungen 
ist die Anwendung radioaktiver Stoffe oder ionisie-
render Strahlung am Menschen, soweit sie der Fort-
entwicklung der Heilkunde oder der medizinischen 
Wissenschaft und nicht in erster Linie der Untersu-
chung oder Behandlung des einzelnen Patienten dient; 

 

b. wegen Schäden infolge der Veränderung des Erbgutes 
(Genom), die ab der zweiten Generation eintreten; 

 



 

 

c. wegen Personenschäden solcher Personen, die – 
gleichgültig für wen oder in wessen Interesse – aus be-
ruflichem oder wissenschaftlichem Anlass im Betrieb 
des Versicherungsnehmers eine Tätigkeit ausüben und 
hierbei die von energiereichen ionisierenden Strahlen 
ausgehenden Gefahren in Kauf zu nehmen haben; 

 

d. gegenüber jedem Versicherungsnehmer oder Versi-
cherten, der den Schaden durch bewusstes Abweichen 
von den Strahlenschutz dienenden Gesetzen, Verord-
nungen, behördlichen Verfügungen oder Anordnungen 
verursacht hat.  

 

Soweit für die Erfüllung gesetzlicher Schadenersatzver-
pflichtungen der Nachweis einer Deckungsvorsorge er-
forderlich ist, kann Versicherungsschutz nur über eine be-
sondere Strahlenhaftpflicht-Versicherung geboten werden. 
 

3.9 Umwelthaftpflicht-Risiko 
 

Abweichend von Vertragsbestandteil H 68 Ziff. 1.1 und 
2.4, ansonsten nach Maßgabe der Vereinbarungen gemäß 
H 68 Ziff. 1 bis 10 (ausgenommen Ziff. 3), ist versichert 
die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers we-
gen Schäden durch Umwelteinwirkungen aus dem Besitz 
und Betrieb von Amalgamabscheidern innerhalb der Pra-
xisräume.  

Der Ausschluss von Schäden durch Abwässer gemäß 
Ziff. 7.14 (1) AHB findet insoweit keine Anwendung. 

Die Bestimmungen der Vorsorgeversicherung gemäß 
Ziff. 3.1 (3) und 4 AHB finden keine Anwendung. Der 
Versicherungsschutz für neue Risiken bedarf insoweit be-
sonderer Vereinbarung. Dies gilt auch für nach Beginn der 
Versicherung hinzukommende andere Abwasseranlagen 
als die im Versicherungsschein oder seinen Nachträgen 
ausdrücklich genannten. 

Eingeschlossen sind – abweichend von Ziff. 7.9 AHB – 
auch im Ausland eintretende Versicherungsfälle, die auf 
den Betrieb einer im Inland belegenen Abwasseranlage zu-
rückzuführen sind. 
 

3.10 Vermögensschäden 
 
3.10.1 Verletzung von Datenschutzgesetzen 
 

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht wegen Ver-
mögensschäden im Sinne der Ziff. 2.1 AHB wegen Versi-
cherungsfällen, die während der Wirksamkeit der Versi-
cherung eingetreten sind, aus der Verletzung von Daten-
schutzgesetzen durch Missbrauch personenbezogener Da-
ten. 
 

Eingeschlossen sind – abweichend von Ziff. 7.4 (3) AHB – 
gesetzliche Haftpflichtansprüche von Versicherten unter-
einander. 
 

3.10.2 Sonstige Vermögensschäden 
 

Mitversichert ist im Rahmen des Vertrages die gesetzliche 
Haftpflicht wegen Vermögensschäden im Sinne der Ziff. 
2.1 AHB wegen Versicherungsfällen, die während der 
Wirksamkeit der Versicherung eingetreten sind. 
 

Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden 
 

a. durch vom Versicherungsnehmer (oder in seinem Auf-
trag oder für seine Rechnung von Dritten) hergestellte 
oder gelieferte Sachen, erbrachte Arbeiten oder sonstige 
Leistungen; 

 

b. aus planender, beratender, bau- oder montageleitender 
oder prüfender Tätigkeit; mitversichert ist jedoch gu-
tachterliche Tätigkeit. 

 

c. aus Ratschlägen, Empfehlungen oder Weisungen an 
wirtschaftlich verbundene Unternehmen; 

 

d. aus Vermittlungsgeschäften aller Art; 
 

e. aus Auskunftserteilung, Übersetzung sowie  Reisever-
anstaltung; 

 

f. aus Anlage-, Kredit-, Versicherungs-, Grundstücks-, 
Leasing- oder ähnlichen wirtschaftlichen Geschäften, 

aus Zahlungsvorgängen aller Art, aus Kassenführung 
sowie aus Untreue oder Unterschlagung; 

 

g. aus  
 

■ Rationalisierung und Automatisierung, 
 

■ Datenerfassung, -speicherung, -sicherung,-  
   wiederherstellung, 
 

■ Austausch, Übermittlung, Bereitstellung  
   elektronischer  Daten; 

 

h. aus der Verletzung von Persönlichkeits- und Namens-
rechten, gewerblichen Schutzrechten und Urheberrech-
ten sowie des Kartell- oder Wettbewerbsrechts; 

 

i. aus der Nichteinhaltung von Fristen, Terminen, Vor-, 
Kostenvor- und Kosten-/-anschlägen sowie Ansprüche 
von Krankenkassen, kassenärztlichen bzw. kassenzahn-
ärztlichen Vereinigungen, Sozialhilfeträgern und dgl., 
die daraus hergeleitet werden, dass die erbrachten oder 
verordneten Leistungen – einschließlich der Verschrei-
bung von Medikamenten – für die Erzielung des Heiler-
folgs nicht notwendig oder unwirtschaftlich waren oder 
aus sonstigen Gründen nicht hätten erbracht oder ver-
ordnet werden dürfen. 

 

j. aus Pflichtverletzungen, die mit der Tätigkeit als ehe-
malige oder gegenwärtige Mitglieder von Vorstand, 
Geschäftsführung, Aufsichtsrat, Beirat oder anderer 
vergleichbarer Leitungs- oder Aufsichtsgremien/Organe 
im Zusammenhang stehen; 

 

k. aus bewusstem Abweichen von gesetzlichen oder be-
hördlichen Vorschriften, von Anweisungen oder Bedin-
gungen des Auftraggebers oder aus sonstiger bewusster 
Pflichtverletzung; 

 

l. aus dem Abhandenkommen von Sachen, auch z. B. von 
Geld, Wertpapieren und Wertsachen. 

 
3.11 Vertraglich übernommene Haftpflicht 
 
 Eingeschlossen ist – abweichend von Ziff. 7.3 AHB – die 

vom Versicherungsnehmer als Mieter, Entleiher, Pächter 
oder Leasingnehmer durch Vertrag übernommene gesetz-
liche Haftpflicht privatrechtlichen Inhalts des jeweiligen 
Vertragspartners (Vermieter, Verleiher, Verpächter, Lea-
singgeber) in dieser Eigenschaft. 

 
3.12 Vorsorgeversicherung 
 

Abweichend von Ziff. 4.2 AHB gelten die vereinbarten 
Versicherungssummen auch für die Vorsorgeversicherung. 

 
4 Zusatzrisiken 
 
4.1 Akupunkturbehandlungen 
 

Eingeschlossen gelten Akupunkturbehandlungen – jedoch 
nicht zu Narkosezwecken. 
 

4.2 Chiropraktik 
 

Die Vornahme chiropraktischer Behandlungen bei nieder-
gelassenen Ärzten gilt mitversichert. 
 

4.3 Naturheilverfahren 
 

Naturheilverfahren sind – solange es sich um medizinisch 
anerkannte Heilmethoden handelt – mitversichert. 
 

Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz sind Behand-
lungen mit Frisch-, Trocken- und Gefrierzellen sowie mit 
solchen Organpräparaten, die nicht als zugelassene Arz-
neimittel in der „Roten Liste“ geführt werden. 
 

4.4 Operative Eingriffe/nicht operative Eingriffe 
 

Operative Eingriffe sind diagnostische und/oder therapeu-
tische Maßnahmen, die sowohl durch konventionelle 
schnittchirurgische Verfahren als auch mittels minimaler 



 

 

invasiver Techniken durchgeführt werden. 
 

Bei der minimal-invasiven Chirurgie (MIC) wird mittels 
ärztlichen Instrumentariums (z. B. Endoskop, Katheder, 
Laser) in den Körper des Menschen eingedrungen, und 
zwar sowohl unter Ausnutzung der natürlichen Körperöff-
nungen, als auch durch künstlich geschaffene Zugänge und 
in die körperliche Substanz des Patienten eingegriffen. Der 
Eingriff kann zu diagnostischen oder therapeutischen 
Zwecken erfolgen. 
 

Unter den Begriff ambulantes Operieren fallen operative 
Eingriffe, bei denen die Patienten sowohl die Nacht vor, 
als auch die Nacht nach der Operation außerhalb des 
Krankenhauses, der Klinik oder der Praxis verbringen, in 
welcher der Eingriff vorgenommen wurde. 
 

Nicht als operative Eingriffe sind anzusehen: 
 

■ das Abnehmen von Blut zu Untersuchungszwecken 
 

■ das Setzen von Spritzen als Therapie 
 

■  Wundversorgung 
 

■ Abszessbehandlung 
 

■ Warzenentfernung 
 

■  Entfernen von Muttermalen und Fibromen sowie klei-
nen Tumoren direkt unter der Haut (soweit der Ein-
griff nicht in die Fasciaabdeckung hineingeht) 

 

■  Entfernen von Fuß- und Fingernägeln 
 

■ Abstriche, d. h. Entnahme von Untersuchungsmaterial 
von Haut- und Schleimhautoberflächen zur Diagnostik 

 
5  Kraft-, Wasser- und Luftfahr-

zeugrisiko 
 
5.1 Ausschluss Kraft- und Wasserfahrzeuge 
 
5.1.1 Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, die der 

Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von 
ihnen bestellte oder beauftragte Person durch den 
Gebrauch eines Kraftfahrzeugs oder Kraftfahrzeuganhän-
gers verursachen. 

 
5.1.2 Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, die der 

Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von 
ihnen bestellte oder beauftragte Person durch den 
Gebrauch eines Wasserfahrzeugs verursachen oder für die 
sie als Halter oder Besitzer eines Wasserfahrzeugs in An-
spruch genommen werden. 

 
5.1.3 Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten 

(Versicherungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versi-
cherungsschutz, so gilt das auch für alle anderen Versi-
cherten. 

 
5.1.4 Eine Tätigkeit der in Ziff. 5.1.1 und 5.1.2 genannten Per-

sonen an einem Kraftfahrzeug, Kraftfahrzeuganhänger und 
Wasserfahrzeug ist kein Gebrauch im Sinne dieser Be-
stimmung, wenn keine dieser Personen Halter oder Besit-
zer des Fahrzeugs ist und wenn das Fahrzeug hierbei nicht 
in Betrieb gesetzt wird. 

 
 
5.2 Einschluss bestimmter Kraftfahrzeuge 
 

(hierzu gehören auch Hub- und Gabelstapler sowie selbst 
fahrende Arbeitsmaschinen)  
 

5.2.1 Falls besonders vereinbart, können – abweichend von 
Ziff. 5.1 – folgende, nicht versicherungspflichtige, Kraft-
fahrzeuge versichert werden: 

 

a. alle nur auf nicht öffentlichen Wegen und Plätzen ver-
kehrenden Kraftfahrzeuge und Anhänger ohne Rück-
sicht auf eine Höchstgeschwindigkeit. 

 
 
 

 Hinweis: 
 

Bei Betriebsgrundstücken und -grundstücksteilen, die Be-
suchern, Kunden oder Lieferanten zugänglich sind, handelt 
es sich um so genannte beschränkt öffentliche Verkehrs-
flächen. Diese werden wie öffentliche Verkehrsflächen 
behandelt; 
 

b. alle Kraftfahrzeuge mit nicht mehr als 6 km/h Höchst-
geschwindigkeit; 

 

c. alle selbst fahrenden Arbeitsmaschinen mit nicht mehr 
als 20 km/h Höchstgeschwindigkeit. 

 

Selbst fahrende Arbeitsmaschinen sind Fahrzeuge, die 
nach ihrer Bauart und ihren besonderen, mit dem Fahrzeug 
fest verbundenen Einrichtungen zur Leistung von Arbeit, 
nicht zur Beförderung von Personen oder Gütern bestimmt 
und geeignet sind und die zu einer vom Bundesminister für 
Verkehr bestimmten Art solcher Fahrzeuge gehören.  
 

Hub- und Gabelstapler gehören nicht zu den anerkannten 
selbst fahrenden Arbeitsmaschinen. 

 

Zu a. - c.: 
 

Für diese Kraftfahrzeuge gelten die Ausschlüsse in Ziff. 
3.1 (2) und  4.3 (1) AHB nicht. 
 

Hierfür gilt: 
 

Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer ge-
braucht werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug 
mit Wissen und Willen des Verfügungsberechtigten ge-
brauchen darf. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, 
dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem unbe-
rechtigten Fahrer gebraucht wird. 
 

Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentli-
chen Wegen oder Plätzen nur mit der erforderlichen Fahr-
erlaubnis benutzen. Der Versicherungsnehmer ist ver-
pflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von ei-
nem Fahrer benutzt wird, der nicht die erforderliche Fahr-
erlaubnis hat.  
 

5.2.2 Die gesetzliche Haftpflicht aus dem gelegentlichen Verlei-
hen oder Vermieten von mitversicherten Kraftfahrzeugen 
und Arbeitsmaschinen ist mitversichert. 

 
5.2.3 Alle versicherungspflichtigen Kraftfahrzeuge und Kraft-

fahrzeug-Anhänger sind nach dem Tarif für Kraftfahrt-
versicherungen zu versichern. 

 
Versicherungspflichtig sind alle auf öffentlichen Wegen 
und Plätzen verkehrenden Kraftfahrzeuge mit mehr als  6 
km/h Höchstgeschwindigkeit sowie selbst fahrende Ar-
beitsmaschinen mit einer Höchstgeschwindigkeit von mehr 
als 20 km/h mit der Folge, dass eine Kraftfahrzeug-Haft-
pflichtversicherung nach Maßgabe der Allgemeinen Be-
dingungen für die Kraftfahrtversicherung (AKB) abge-
schlossen werden muss. Auch bei einer behördlicherseits 
erteilten Befreiung von der Zulassungspflicht – Ausnah-
megenehmigung nach § 70 Abs. 1 Ziff. 2 StVZO – bleibt 
die Versicherungspflicht bestehen.  
 

5.3 Ausschluss Luft- und Raumfahrzeuge 
 
5.3.1 Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, die der 

Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von 
ihnen bestellte oder beauftragte Person durch den 
Gebrauch eines Luft- oder Raumfahrzeugs verursachen 
oder für die sie als Halter oder Besitzer eines Luft- oder 
Raumfahrzeugs in Anspruch genommen werden. 

 
5.3.2 Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten 

(Versicherungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versi-
cherungsschutz, so gilt das auch für alle anderen Versi-
cherten. 

 
5.3.3 Nicht versichert ist die Haftpflicht aus 
 

a. der Planung oder Konstruktion, Herstellung oder Liefe-
rung von Luft- oder Raumfahrzeugen oder Teilen von 
Luft- oder Raumfahrzeugen, soweit die Teile ersichtlich 
für den Bau von Luft- oder Raumfahrzeugen oder den 



 

 

Einbau in Luft- oder Raumfahrzeugen bestimmt waren; 
 

b. Tätigkeiten (z. B. Montage, Wartung, Inspektion, Über-
holung, Reparatur, Beförderung) an Luft- oder  Raum-
fahrzeugen oder deren Teilen, 

 

und zwar wegen Schäden an Luft- oder Raumfahrzeu-
gen, der mit diesen beförderten Sachen, der Insassen 
und allen sich daraus ergebenden Vermögensschäden 
sowie wegen sonstiger Schäden durch Luft- oder Raum-
fahrzeuge.  

 
6 Sonstige Bestimmungen 
 
 Abbruch- und Einreißarbeiten sowie Sprengungen 
 

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus Anlass von 
Abbruch- und Einreißarbeiten an Bauwerken sowie von 
Sprengungen. 

 

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen Sach-    
schäden und allen sich daraus ergebenden Vermögens-
schäden, die entstehen 
 

a. bei Abbruch- und Einreißarbeiten: 
 in einem Umkreis, dessen Radius der Höhe des einzu-

reißenden Bauwerks entspricht; 
 

b. bei Sprengungen:  
 an Immobilien in einem Umkreis von weniger als      

150 m. 
 

Ziff. 7.10 (b) AHB bleibt unberührt.  
 

Von jedem Schaden hat der Versicherungsnehmer 20 %, 
mindestens 50 EUR, höchstens 5.000 EUR, selbst zu tra-
gen. 

 
7  Nicht versicherte Risiken 
 
7 Von der Versicherung ausgenommen und besonders zu 

versichern ist, was nicht nach der Angebotsanforderung 
ausdrücklich in Versicherung gegeben oder nach Besonde-
ren Bedingungen oder Risikobeschreibungen ohne beson-
deren Beitrag mitversichert ist, insbesondere die Haft-
pflicht 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

7.1.1 aus Tätigkeiten, die weder dem versicherten Betrieb oder 
Beruf eigen, noch sonst dem versicherten Risiko zuzu-
rechnen sind; 

 
7.1.2 aus Behandlungen und aus Besitz und Verwendung von 

Apparaten, soweit Behandlungen und Apparate in der 
Heilkunde nicht anerkannt sind. 

 
7.1.3 aus kosmetischen Behandlungen, d. h. Eingriffe, die nicht 

medizinisch indiziert sind und die aus ästhetischen Grün-
den zur Beseitigung von Schönheitsfehlern vorgenommen 
werden und nicht der Verbesserung von körperlichen 
Funktionen dienen.  

 
7.2 Ausgeschlossen sind ferner Ansprüche  

7.2.1 wegen Schäden, die nachweislich auf Kriegsereignissen, 
anderen feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren Unru-
hen, Generalstreik, illegalem Streik oder unmittelbar auf 
Verfügungen oder Maßnahmen von hoher Hand beruhen; 
das Gleiche gilt für Schäden durch höhere Gewalt, soweit 
sich elementare Naturkräfte ausgewirkt haben;  

 
7.2.2 auf Entschädigung mit Strafcharakter, insbesondere 

punitive oder exemplary damages; 

7.2.3 nach den Art. 1792 ff. und 2270 und den damit im 
Zusammenhang stehenden Regressansprüchen nach Art. 
1147 des französischen Code Civil oder gleichartiger 
Bestimmungen anderer Länder; 

7.2.4 wegen Schäden an Kommissionsware. 
 
7.2.4 wegen Personenschäden durch Formaldehyd. 
 
7.2.6 wegen Personenschäden durch elektromagnetische Felder 

(EMF). 
 
7.3 Brand- und Explosionsschäden 
 

Nicht versichert sind Ansprüche gegen die Personen (Ver-
sicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten), die den 
Schaden durch bewusst gesetz-, vorschrifts- oder sonst 
pflichtwidrigen Umgang mit brennbaren oder explosiblen 
Stoffen verursachen. 

 
 
 



ALTE LEIPZIGER  
Versicherung Aktiengesellschaft 
 
 
 

Vertragsbestandteil H 3.6 
Allgemeine Versicherungsbedingungen für die Haftpflichtversicherung 
(AHB 2008)  Fassung Januar 2008  
_______________________________________________
Umfang des Versicherungsschutzes 
 
1 Gegenstand der Versicherung, Versicherungsfall 
2 Vermögensschäden, Abhandenkommen von Sachen 
3 Versichertes Risiko 
4 Vorsorgeversicherung 
5 Leistungen der Versicherung  
6 Begrenzung der Leistungen 
7 Ausschlüsse 
 
Beginn des Versicherungsschutzes/Beitragszahlung 
 
8 Beginn des Versicherungsschutzes 
9 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/erster oder      

einmaliger Beitrag 
10 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/Folgebeitrag 
11 Rechtzeitigkeit der Zahlung bei Lastschrifter-         
 mächtigung 
12 Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung 
13 Beitragsregulierung 
14 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 
15 Beitragsangleichung 
 
Dauer und Ende des Vertrages/Kündigung 
 
16 Dauer und Ende des Vertrages 

17 Wegfall des versicherten Risikos 
18 Kündigung nach Beitragsangleichung 
19 Kündigung nach Versicherungsfall 
20 Kündigung nach Veräußerung versicherter Unternehmen 
21 Kündigung nach Risikoerhöhung aufgrund Änderung oder 

Erlass von Rechtsvorschriften 
22 Mehrfachversicherung 
 
Obliegenheiten des Versicherungsnehmers 
 
23 Vorvertragliche Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers 
24 Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles 
25 Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungsfalles 
26 Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten 
 
Weitere Bestimmungen 
 
27 Mitversicherte Personen 
28 Abtretungsverbot 
29 Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderung 
30 Verjährung 
31 Zuständiges Gericht 
32 Anzuwendendes Recht 
 
 
 

_____________________________________________________________________
 

Umfang des Versicherungs-
schutzes 

 
1 Gegenstand der Versicherung, Versicherungsfall 
 
1.1 Versicherungsschutz besteht im Rahmen des versicherten 

Risikos für den Fall, dass der Versicherungsnehmer wegen 
eines während der Wirksamkeit der Versicherung eingetre-
tenen Schadenereignisses (Versicherungsfall), das einen 
Personen-, Sach- oder sich daraus ergebenden Vermögens-
schaden zur Folge hatte, aufgrund  

 
g e s e t z l i c h e r                                                              
H a f t p f l i c h t b e s t i m m u n g e n 
p r i v a t r e c h t l i c h e n  I n h a l t s 

 
von einem Dritten auf Schadensersatz in Anspruch ge-
nommen wird. 

 
Schadenereignis ist das Ereignis, als dessen Folge die 
Schädigung des Dritten unmittelbar entstanden ist. Auf den 
Zeitpunkt der Schadenverursachung, die zum Schadener-
eignis geführt hat, kommt es nicht an. 

 
1.2 Kein Versicherungsschutz besteht für Ansprüche, auch 

wenn es sich um gesetzliche Ansprüche handelt, 
 
 (1) auf Erfüllung von Verträgen, Nacherfüllung, aus 

Selbstvornahme, Rücktritt, Minderung, auf Schadensersatz 
statt der Leistung; 

 
 (2) wegen Schäden, die verursacht werden, um die Nacher-

füllung durchführen zu können; 
 

 (3) wegen des Ausfalls der Nutzung des Vertragsgegen- 
standes oder wegen des Ausbleibens des mit der Vertrags-
leistung geschuldeten Erfolges; 

 
 (4) auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen im Vertrauen 

auf ordnungsgemäße Vertragserfüllung; 
 
 (5) auf Ersatz von Vermögensschäden wegen Verzögerung 

der Leistung; 
 
 (6) wegen anderer an die Stelle der Erfüllung tretender 

Ersatzleistungen.  
 
 
2 Vermögensschaden, Abhandenkommen von Sachen 
 

Dieser Versicherungsschutz kann durch besondere Verein-
barung erweitert werden auf die gesetzliche Haftpflicht 
privatrechtlichen Inhalts des Versicherungsnehmers wegen 

 
2.1 Vermögensschäden, die weder durch Personen- noch 

durch Sachschäden entstanden sind; 
 
2.2 Schäden durch Abhandenkommen von Sachen; hierauf 

finden dann die Bestimmungen über Sachschäden Anwen-
dung. 

 
3 Versichertes Risiko 
 
3.1 Der Versicherungsschutz umfasst die gesetzliche Haft-

pflicht 
 
 (1) aus den im Versicherungsschein und seinen Nachträ-

gen angegebenen Risiken des Versicherungsnehmers, 
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 (2) aus Erhöhungen oder Erweiterungen der im Versiche-
rungsschein und seinen Nachträgen angegebenen Risiken. 
Dies gilt nicht für Risiken aus dem Halten oder Gebrauch 
von versicherungspflichtigen Kraft-, Luft- oder Wasser-
fahrzeugen sowie für sonstige Risiken, die der Versiche-
rungs- oder Deckungsvorsorgepflicht unterliegen, 

 
 (3) aus Risiken, die für den Versicherungsnehmer nach 

Abschluss der Versicherung neu entstehen (Vorsorgeversi-
cherung) und die in Ziff. 4 näher geregelt sind. 

 
3.2 Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf Erhöhun-

gen des versicherten Risikos durch Änderung bestehender 
oder Erlass neuer Rechtsvorschriften. Der Versicherer 
kann den Vertrag jedoch unter den Voraussetzungen von 
Ziff. 21 kündigen. 

 
 
4 Vorsorgeversicherung 
 
4.1 Risiken, die nach Abschluss des Versicherungsvertrages 

neu entstehen, sind im Rahmen des bestehenden Vertrages 
sofort versichert.  

 
 (1) Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, nach Auf-

forderung des Versicherers jedes neue Risiko innerhalb ei-
nes Monats anzuzeigen. Die Aufforderung kann auch mit 
der Beitragsrechnung erfolgen. Unterlässt der Versiche-
rungsnehmer die rechtzeitige Anzeige, entfällt der Versi-
cherungsschutz für das neue Risiko rückwirkend ab dessen 
Entstehung.  

 
Tritt der Versicherungsfall ein, bevor das neue Risiko an-
gezeigt wurde, so hat der Versicherungsnehmer zu bewei-
sen, dass das neue Risiko erst nach Abschluss der Versi-
cherung und zu einem Zeitpunkt hinzugekommen ist, zu 
dem die Anzeigefrist noch nicht verstrichen war. 

 
 (2) Der Versicherer ist berechtigt, für das neue Risiko 

einen angemessenen Beitrag zu verlangen. Kommt eine 
Einigung über die Höhe des Beitrags innerhalb einer Frist 
von einem Monat nach Eingang der Anzeige nicht zustan-
de, entfällt der Versicherungsschutz für das neue Risiko 
rückwirkend ab dessen Entstehung. 

 
4.2 Der Versicherungsschutz für neue Risiken ist von ihrer 

Entstehung bis zur Einigung im Sinne von Ziff. 4.1 (2) auf 
den Betrag von EUR 1.000.000 für Personenschäden und 
EUR 500.000 für Sachschäden und – soweit vereinbart – 
EUR 50.000 für Vermögensschäden begrenzt, sofern nicht 
im Versicherungsschein geringere Versicherungssummen 
festgesetzt sind.  

 
4.3 Die Regelung der Vorsorgeversicherung gilt nicht für 

Risiken  
 
 (1) aus dem Eigentum, Besitz, Halten oder Führen eines  

Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugs, soweit diese Fahrzeu-
ge der Zulassungs-, Führerschein- oder Versicherungs-
pflicht unterliegen;  
 

 (2) aus dem Eigentum, Besitz, Betrieb oder Führen von 
Bahnen; 

 
 (3) die der Versicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht 

unterliegen; 
 
 (4) die kürzer als ein Jahr bestehen werden und deshalb im 

Rahmen von kurzfristigen Versicherungsverträgen zu ver-
sichern sind. 

  
 
5 Leistungen der Versicherung  
 
5.1 Der Versicherungsschutz umfasst die Prüfung der Haft-

pflichtfrage, die Abwehr unberechtigter Schadensersatzan-
sprüche und die Freistellung des Versicherungsnehmers 
von berechtigten Schadensersatzverpflichtungen. 

 
Berechtigt sind Schadensersatzverpflichtungen dann, wenn 

der Versicherungsnehmer aufgrund Gesetzes, rechtskräfti-
gen Urteils, Anerkenntnisses oder Vergleiches zur Ent-
schädigung verpflichtet ist und der Versicherer hierdurch 
gebunden ist. Anerkenntnisse und Vergleiche, die vom 
Versicherungsnehmer ohne Zustimmung des Versicherers 
abgegeben oder geschlossen worden sind, binden den Ver-
sicherer nur, soweit der Anspruch auch ohne Anerkenntnis 
oder Vergleich bestanden hätte. 

 
Ist die Schadensersatzverpflichtung des Versicherungs-
nehmers mit bindender Wirkung für den Versicherer fest-
gestellt, hat der Versicherer den Versicherungsnehmer 
binnen zwei Wochen vom Anspruch des Dritten freizustel-
len. 

 
5.2 Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle ihm zur Abwick-

lung des Schadens oder Abwehr der Schadensersatzan-
sprüche zweckmäßig erscheinenden Erklärungen im Na-
men des Versicherungsnehmers abzugeben. 

 
Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem Rechts-
streit über Schadensersatzansprüche gegen den Versiche-
rungsnehmer, ist der Versicherer zur Prozessführung be-
vollmächtigt. Er führt den Rechtsstreit im Namen des Ver-
sicherungsnehmers auf seine Kosten. 

 
5.3 Wird in einem Strafverfahren wegen eines Schadensereig-

nisses, das einen unter den Versicherungsschutz fallenden 
Haftpflichtanspruch zur Folge haben kann, die Bestellung 
eines Verteidigers für den Versicherungsnehmer von dem 
Versicherer gewünscht oder genehmigt, so trägt der Versi-
cherer die gebührenordnungsmäßigen oder die mit ihm be-
sonders vereinbarten höheren Kosten des Verteidigers. 

 
5.4 Erlangt der Versicherungsnehmer oder ein Mitversicherter 

das Recht, die Aufhebung oder Minderung einer zu zah-
lenden Rente zu fordern, so ist der Versicherer zur Aus-
übung dieses Rechts bevollmächtigt. 

 
 
6 Begrenzung der Leistungen  
 
6.1 Die Entschädigungsleistung des Versicherers ist bei jedem 

Versicherungsfall auf die vereinbarten Versicherungs-
summen begrenzt. Dies gilt auch dann, wenn sich der Ver-
sicherungsschutz auf mehrere entschädigungspflichtige 
Personen erstreckt. 

 
6.2 Sofern nicht etwas anderes vereinbart wurde, sind die 

Entschädigungsleistungen des Versicherers für alle Versi-
cherungsfälle eines Versicherungsjahres auf das Zweifache 
der vereinbarten Versicherungssummen begrenzt. 

 
6.3 Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung 

eintretende Versicherungsfälle gelten als ein Versiche-
rungsfall, der im Zeitpunkt des ersten dieser Versiche-
rungsfälle eingetreten ist, wenn diese 

 
- auf derselben Ursache, 
 
- auf gleichen Ursachen mit innerem, insbesondere 
sachlichem und zeitlichem, Zusammenhang oder 
- auf der Lieferung von Waren mit gleichen Mängeln 
 
beruhen. 

 
6.4 Falls besonders vereinbart, beteiligt sich der Versiche-

rungsnehmer bei jedem Versicherungsfall mit einem im 
Versicherungsschein festgelegten Betrag an der Schadens-
ersatzleistung (Selbstbehalt). Soweit nicht etwas anderes 
vereinbart wurde, ist der Versicherer auch in diesen Fällen 
zur Abwehr unberechtigter Schadensersatzansprüche ver-
pflichtet. 

 
6.5 Die Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden 
 nicht auf die Versicherungssummen angerechnet. 
 
6.6 Übersteigen die begründeten Haftpflichtansprüche aus 

einem Versicherungsfall die Versicherungssumme, trägt 
der Versicherer die Prozesskosten im Verhältnis der Versi-



 

 

cherungssumme zur Gesamthöhe dieser Ansprüche. 
 
6.7 Hat der Versicherungsnehmer an den Geschädigten Ren-

tenzahlungen zu leisten und übersteigt der Kapitalwert der 
Rente die Versicherungssumme oder den nach Abzug et-
waiger sonstiger Leistungen aus dem Versicherungsfall 
noch verbleibenden Restbetrag der Versicherungssumme, 
so wird die zu leistende Rente nur im Verhältnis der Versi-
cherungssumme bzw. ihres Restbetrages zum Kapitalwert 
der Rente vom Versicherer erstattet.  

 
Für die Berechnung des Rentenwertes gilt die entspre-
chende Vorschrift der Verordnung über den Versiche-
rungsschutz in der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung 
in der jeweils gültigen Fassung zum Zeitpunkt des Versi-
cherungsfalles. 

 
Bei der Berechnung des Betrages, mit dem sich der Versi-
cherungsnehmer an laufenden Rentenzahlungen beteiligen 
muss, wenn der Kapitalwert der Rente die Versicherungs-
summe oder die nach Abzug sonstiger Leistungen verblei-
bende Restversicherungssumme übersteigt, werden die 
sonstigen Leistungen mit ihrem vollen Betrag von der Ver-
sicherungssumme abgesetzt. 

 
6.8 Falls die von dem Versicherer verlangte Erledigung eines 

Haftpflichtanspruchs durch Anerkenntnis, Befriedigung 
oder Vergleich am Verhalten des Versicherungsnehmers 
scheitert, hat der Versicherer für den von der Weigerung 
an entstehenden Mehraufwand an Entschädigungsleistung, 
Zinsen und Kosten nicht aufzukommen. 

 
6.9 Kumulklausel 
 
6.9.1 Beruhen mehrere Versicherungsfälle auf derselben Ursa-

che und besteht für einen Teil (oder mehrere) dieser Versi-
cherungsfälle Versicherungsschutz über die Betriebs- und 
Berufs-Haftpflichtversicherung1 (Baustein A) und/oder 
über einen anderen Teil (oder mehrere) über die Umwelt-
Haftpflichtversicherung (Baustein B) und/oder für einen 
weiteren Teil (oder mehrere) über die Umweltschadens-
versicherung (Baustein C), so liegt ein Kumulfall vor, 
wenn mindestens zwei dieser Bausteine betroffen sind. 

 
6.9.2 Im Kumulfall besteht für jeden dieser Versicherungsfälle 

Versicherungsschutz nur im Rahmen der für den jeweili-
gen Baustein vereinbarten Versicherungssummen unter 
Berücksichtigung einer Gesamtleistung des Versicherers 
für derartige Kumulfälle von höchstens 6.000.000 EUR. 

 
6.9.3 Im Kumulfall gelten die Versicherungsfälle als in dem 

Zeitpunkt eingetreten, in dem der erste Versicherungsfall 
eingetreten ist. 

 
6.9.4 Ist für den Versicherungsfall sowohl in der Betriebs-

/Berufs-Haftpflichtversicherung, der Umwelt-Haftpflicht-
versicherung als auch in der Umweltschadensversicherung 
ein Selbstbehalt vereinbart, kommt im Kumulfall der 
höchste der Selbstbehalte zur Anwendung. Ist nur für ei-
nen Baustein ein Selbstbehalt vereinbart, kommt dieser zur 
Anwendung.   

 
 6.9.5 Die vorstehenden Regelungen finden auch Anwendung, 

sofern für die Umwelt-Haftpflichtversicherung bzw. Um-
weltschadensversicherung eigenständige Verträge beste-
hen.   

 
 
7 Ausschlüsse 
 

Falls im Versicherungsschein oder seinen Nachträgen 
nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist, sind von 
der Versicherung ausgeschlossen: 

 
7.1 Versicherungsansprüche aller Personen, die den Schaden 

vorsätzlich herbeigeführt haben.  

                                                        
1 bzw. gewerbliche Haus- und Grundbesitzer- sowie Bauherren-
Haftpflichtversicherung 

7.2 Versicherungsansprüche aller Personen, die den Schaden 
dadurch verursacht haben, dass sie in Kenntnis von deren 
Mangelhaftigkeit oder Schädlichkeit 

 
- Erzeugnisse in den Verkehr gebracht oder 
 
- Arbeiten oder sonstige Leistungen erbracht haben. 

 
7.3 Haftpflichtansprüche, soweit sie auf Grund Vertrags oder 

Zusagen über den Umfang der gesetzlichen Haftpflicht des 
Versicherungsnehmers hinausgehen. 

 
7.4 Haftpflichtansprüche  
 
 (1) des Versicherungsnehmers selbst oder der in Ziff. 7.5 

benannten Personen gegen die Mitversicherten, 
 
 (2) zwischen mehreren Versicherungsnehmern desselben 

Versicherungsvertrages, 
 
 (3) zwischen mehreren Mitversicherten desselben Versi-

cherungsvertrages.  
 
7.5 Haftpflichtansprüche gegen den Versicherungsnehmer 
 
 (1) aus Schadenfällen seiner Angehörigen, die mit ihm in 

häuslicher Gemeinschaft leben oder die zu den im Versi-
cherungsvertrag mitversicherten Personen gehören; 

 
Als Angehörige gelten Ehegatten, Lebenspartner im Sinne 
des Lebenspartnerschaftsgesetzes oder vergleichbarer 
Partnerschaften nach dem Recht anderer Staaten, Eltern 
und Kinder, Adoptiveltern und -kinder, Schwiegereltern 
und -kinder, Stiefeltern und -kinder, Großeltern und Enkel, 
Geschwister sowie Pflegeeltern und -kinder (Personen, die 
durch ein familienähnliches, auf längere Dauer angelegtes 
Verhältnis wie Eltern und Kinder miteinander verbunden 
sind). 

 
 (2) von seinen gesetzlichen Vertretern oder Betreuern, 

wenn der Versicherungsnehmer eine geschäftsunfähige, 
beschränkt geschäftsfähige oder betreute Person ist; 

 
 (3) von seinen gesetzlichen Vertretern, wenn der Versiche-

rungsnehmer eine juristische Person des privaten oder öf-
fentlichen Rechts oder ein nicht rechtsfähiger Verein ist; 

 
 (4) von seinen unbeschränkt persönlich haftenden Gesell-

schaftern, wenn der Versicherungsnehmer eine Offene 
Handelsgesellschaft, Kommanditgesellschaft oder Gesell-
schaft bürgerlichen Rechts ist; 

 
 (5) von seinen Partnern, wenn der Versicherungsnehmer 

eine eingetragene Partnerschaftsgesellschaft ist; 
 
 (6) von seinen Liquidatoren, Zwangs- und Insolvenzver-

waltern;  
 

zu Ziff. 7.4 und Ziff. 7.5: 
 

Die Ausschlüsse unter Ziff. 7.4 und Ziff. 7.5.2 bis 7.5.6 
erstrecken sich auch auf Haftpflichtansprüche von Ange-
hörigen der dort genannten Personen, die mit diesen in 
häuslicher Gemeinschaft leben. 

 
7.6 Haftpflichtansprüche wegen Schäden an fremden Sachen 

und allen sich daraus ergebenden Vermögensschäden, 
wenn der Versicherungsnehmer diese Sachen gemietet, ge-
least, gepachtet, geliehen, durch verbotene Eigenmacht er-
langt hat oder sie Gegenstand eines besonderen Verwah-
rungsvertrages sind.  

 
7.7 Haftpflichtansprüche wegen Schäden an fremden Sachen 

und allen sich daraus ergebenden Vermögensschäden, 
wenn 

 
 (1) die Schäden durch eine gewerbliche oder berufliche 

Tätigkeit des Versicherungsnehmer an diesen Sachen (Be-
arbeitung, Reparatur, Beförderung, Prüfung und dgl.) ent-
standen sind; bei unbeweglichen Sachen gilt dieser Aus-



 

 

schluss nur insoweit, als diese Sachen oder Teile von ihnen 
unmittelbar von der  Tätigkeit betroffen waren; 

 
 (2) die Schäden dadurch entstanden sind, dass der Versi-

cherungsnehmer diese Sachen zur Durchführung seiner 
gewerblichen oder beruflichen Tätigkeiten (als Werkzeug, 
Hilfsmittel, Materialablagefläche und dgl.) benutzt hat; bei 
unbeweglichen Sachen gilt dieser Ausschluss nur insoweit, 
als diese Sachen oder Teile von ihnen unmittelbar von der 
Benutzung betroffen waren; 

 
 (3) die Schäden durch eine gewerbliche oder berufliche 

Tätigkeit des Versicherungsnehmer entstanden sind und 
sich diese Sachen oder - sofern es sich um unbewegliche 
Sachen handelt - deren Teile im unmittelbaren Einwir-
kungsbereich der Tätigkeit befunden haben; dieser Aus-
schluss gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer beweist, 
dass er zum Zeitpunkt der Tätigkeit offensichtlich notwen-
dige Schutzvorkehrungen zur Vermeidung von Schäden 
getroffen hatte. 

 
zu Ziff. 7.6 und Ziff. 7.7: 

 
Sind die Voraussetzungen der Ausschlüsse in Ziff. 7.6 und 
Ziff. 7.7 in der Person von Angestellten, Arbeitern, Be-
diensteten, Bevollmächtigten oder Beauftragten des Versi-
cherungsnehmers gegeben, so entfällt gleichfalls der Ver-
sicherungsschutz, und zwar sowohl für den Versiche-
rungsnehmer als auch für die durch den Versicherungsver-
trag etwa mitversicherten Personen. 

 
7.8 Haftpflichtansprüche wegen Schäden an vom Versiche-

rungsnehmer hergestellten oder gelieferten Sachen, Arbei-
ten oder sonstigen Leistungen infolge einer in der Herstel-
lung, Lieferung oder Leistung liegenden Ursache und alle 
sich daraus ergebenden Vermögensschäden. Dies gilt auch 
dann, wenn die Schadenursache in einem mangelhaften 
Einzelteil der Sache oder in einer mangelhaften Teilleis-
tung liegt und zur Beschädigung oder Vernichtung der Sa-
che oder Leistung führt. 

 
Dieser Ausschluss findet auch dann Anwendung, wenn 
Dritte im Auftrag oder für Rechnung des Versicherungs-
nehmers die Herstellung oder Lieferung der Sachen oder 
die Arbeiten oder sonstigen Leistungen übernommen ha-
ben. 

 
7.9  Haftpflichtansprüche aus im Ausland vorkommenden 

Schadenereignissen; Ansprüche aus § 110 Sozialgesetz-
buch VII sind jedoch mitversichert. 

 
7.10 (a) Ansprüche, die gegen den Versicherungsnehmer wegen 

Umweltschäden gemäß Umweltschadensgesetz oder ande-
rer auf der EU-Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) 
basierenden nationalen Umsetzungsgesetzen geltend ge-
macht werden. Dies gilt auch dann, wenn der Versiche-
rungsnehmer von einem Dritten aufgrund gesetzlicher 
Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts auf Er-
stattung der durch solche Umweltschäden entstandenen 
Kosten in Anspruch genommen wird.  

 
Der Versicherungsschutz bleibt aber für solche Ansprüche 
erhalten, die auch ohne Bestehen des Umweltschadensge-
setzes oder anderer auf der EU-Umwelthaftungsrichtlinie 
(2004/35/EG) basierender nationaler Umsetzungsgesetze 
bereits aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen 
privatrechtlichen Inhalts gegen den Versicherungsnehmer 
geltend gemacht werden könnten. 

 
Dieser Ausschluss gilt nicht im Rahmen der Versicherung 
privater Haftpflichtrisiken. 

 
7.10 (b) Haftpflichtansprüche wegen Schäden durch Umwelt-

einwirkung. 
 

Dieser Ausschluss gilt nicht 
 

(1) im Rahmen der Versicherung privater Haftpflicht- 
risiken 
 

oder 
 
 (2) für Schäden, die durch vom Versicherungsnehmer 

hergestellte oder gelieferte Erzeugnisse (auch Abfälle), 
durch Arbeiten oder sonstige Leistungen nach Ausführung 
der Leistung oder nach Abschluss der Arbeiten entstehen 
(Produkthaftpflicht). 

 
Kein Versicherungsschutz besteht jedoch für Schäden 
durch Umwelteinwirkung, die aus der Planung, Herstel-
lung, Lieferung, Montage, Demontage, Instandhaltung     
oder Wartung von 

 
- Anlagen, die bestimmt sind, gewässerschädliche Stoffe 
herzustellen, zu verarbeiten, zu lagern, abzulagern, zu be-
fördern oder wegzuleiten (WHG-Anlagen); 
  
- Anlagen gemäß Anhang 1 oder 2 zum Umwelthaftungs-
gesetz (UmweltHG-Anlagen); 
  
- Anlagen, die nach dem Umweltschutz dienenden         
Bestimmungen einer Genehmigungs- oder Anzeigepflicht  
unterliegen; 
 

 - Abwasseranlagen 
 

oder Teilen resultieren, die ersichtlich für solche Anlagen 
bestimmt sind. 

 
7.11    Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die auf Asbest, 

asbesthaltige Substanzen oder Erzeugnisse zurückzuführen 
sind. 

 
7.12 Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die in unmittelba-

rem oder mittelbarem Zusammenhang stehen mit energie-
reichen ionisierenden Strahlen (z.B. Strahlen von radioak-
tiven Stoffen oder Röntgenstrahlen).  

 
7.13 Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die zurückzuführen 

sind auf  
 
 (1) gentechnische Arbeiten, 
 
 (2) gentechnisch veränderte Organismen (GVO), 
 
 
 (3) Erzeugnisse, die 
 
 - Bestandteile aus GVO enthalten, 
 - aus oder mit Hilfe von GVO hergestellt wurden. 
 
7.14 Haftpflichtansprüche aus Sachschäden, welche entstehen 

durch 
 
 (1) Abwässer, soweit es sich nicht um häusliche Abwässer 

handelt, 
 
 (2) Senkungen von Grundstücken oder Erdrutschungen,  
 
 (3) Überschwemmungen stehender oder fließender Ge-           
 wässer. 
 
7.15 Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus dem Austausch, 

der Übermittlung und der Bereitstellung elektronischer Da-
ten, soweit es sich handelt um Schäden aus 

 
 (1) Löschung, Unterdrückung, Unbrauchbarmachung oder 

Veränderung von Daten, 
 
 (2) Nichterfassen oder fehlerhaftem Speichern von Daten, 
 
 (3) Störung des Zugangs zum elektronischen Datenaus-
 tausch, 
 
 (4) Übermittlung vertraulicher Daten oder Informationen. 
 
7.16 Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus Persönlichkeits- 

oder Namensrechtsverletzungen. 
 
 



 

 

7.17 Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus Anfeindung, 
Schikane, Belästigung, Ungleichbehandlung oder sonsti-
gen Diskriminierungen.  

 
7.18  Haftpflichtansprüche wegen Personenschäden, die aus der 

Übertragung einer Krankheit des Versicherungsnehmers 
resultieren. Das Gleiche gilt für Sachschäden, die durch 
Krankheit der dem Versicherungsnehmer gehörenden, von 
ihm gehaltenen oder veräußerten Tiere entstanden sind. In 
beiden Fällen besteht Versicherungsschutz, wenn der Ver-
sicherungsnehmer beweist, dass er weder vorsätzlich noch 
grob fahrlässig gehandelt hat. 

 
 

Beginn des Versicherungs-
schutzes / Beitragszahlung 
 
 

8 Beginn des Versicherungsschutzes  
 

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versiche-
rungsschein angegebenen Zeitpunkt, wenn der Versiche-
rungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag rechtzei-
tig im Sinne von Ziff. 9.1 zahlt. Der in Rechnung gestellte 
Beitrag enthält die Versicherungsteuer, die der Versiche-
rungsnehmer in der jeweils vom Gesetz bestimmten Höhe 
zu entrichten hat.  

 
 
9 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung / erster oder 

einmaliger Beitrag  
 
9.1 Der erste oder einmalige Beitrag ist – unabhängig von dem 

Bestehen eines Widerrufrechts – unverzüglich nach dem 
Zeitpunkt des vereinbarten und im Versicherungsschein 
angegebenen Versicherungsbeginns zu zahlen. 
 

Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versicherungsbeginns 
vor Vertragsschluss, ist der erste oder einmalige Beitrag 
unverzüglich nach Vertragsschluss zu zahlen. 
 
Weicht der Versicherungsschein vom Antrag des Versi-
cherungsnehmers oder getroffenen Vereinbarungen ab, ist 
der erste oder einmalige Beitrag frühestens einen Monat 
nach Zugang des Versicherungsscheins zu zahlen. 
 

Bei Vereinbarung der Beitragszahlung in Raten gilt die 
erste Rate als erster Beitrag. 
 

9.2 Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen 
Beitrag nicht rechtzeitig, sondern zu einem späteren Zeit-
punkt, beginnt der Versicherungsschutz erst ab diesem 
Zeitpunkt. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer 
nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. 
Für Versicherungsfälle, die bis zur Zahlung des Beitrags 
eintreten, ist der Versicherer nur dann nicht zur Leistung 
verpflichtet, wenn er den Versicherungsnehmer durch ge-
sonderte Mitteilung in Textform oder durch einen auffälli-
gen Hinweis im Versicherungsschein auf diese Rechtsfol-
ge der Nichtzahlung des Beitrags aufmerksam gemacht 
hat. 

 
9.3 Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen 

Beitrag nicht rechtzeitig, kann der Versicherer vom Ver-
trag zurücktreten, solange der Beitrag nicht gezahlt ist. Der 
Versicherer kann nicht zurücktreten, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu 
vertreten hat. 

 
 
10 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung / Folgebei-

trag  
 
10.1 Die Folgebeiträge sind, soweit nicht etwas anderes be-

stimmt ist, am Monatsersten des vereinbarten Beitragszeit-
raums fällig. 

 
Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zu dem im Ver-
sicherungsschein oder in der Beitragsrechnung angegebe-

nen Zeitpunkt erfolgt. 
 

10.2 Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der 
Versicherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug, es sei 
denn, dass er die verspätete Zahlung nicht zu vertreten hat. 
Der Versicherer ist berechtigt, Ersatz des ihm durch den 
Verzug entstandenen Schadens zu verlangen.  

 
Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der 
Versicherer dem Versicherungsnehmer auf dessen Kosten 
in Textform eine Zahlungsfrist bestimmen, die mindestens 
zwei Wochen betragen muss. Die Bestimmung ist nur 
wirksam, wenn sie die rückständigen Beträge des Beitrags, 
Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert und die Rechts-
folgen angibt, die nach den Ziff. 10.3 und 10.4 mit dem 
Fristablauf verbunden sind. 

 
10.3 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungs-

frist noch mit der Zahlung in Verzug, besteht ab diesem 
Zeitpunkt bis zur Zahlung kein Versicherungsschutz, wenn 
er mit der Zahlungsaufforderung nach Ziff. 10.2 Abs. 3 
darauf hingewiesen wurde. 

 
10.4 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungs-

frist noch mit der Zahlung in Verzug, kann der Versicherer 
den Vertrag ohne Einhaltung einer Frist kündigen, wenn er 
den Versicherungsnehmer mit der Zahlungsaufforderung 
nach Ziff. 10.2 Abs. 3 darauf hingewiesen hat. 

 
Hat der Versicherer gekündigt, und zahlt der Versiche-
rungsnehmer danach innerhalb eines Monats den ange-
mahnten Betrag, besteht der Vertrag fort. Für Versiche-
rungsfälle, die zwischen dem Zugang der Kündigung und 
der Zahlung eingetreten sind, besteht jedoch kein Versi-
cherungsschutz. 
 

 
11 Rechtzeitigkeit der Zahlung bei Lastschriftermächti-

gung  
 
Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto verein-
bart, gilt die Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag zum 
Fälligkeitstag eingezogen werden kann und der Versiche-
rungsnehmer einer berechtigten Einziehung nicht wider-
spricht. 

 
Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versiche-
rungsnehmers vom Versicherer nicht eingezogen werden, 
ist die Zahlung auch dann noch rechtzeitig, wenn sie un-
verzüglich nach einer in Textform abgegebenen Zahlungs-
aufforderung des Versicherers erfolgt.  

 
Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil der 
Versicherungsnehmer die Einzugsermächtigung widerru-
fen hat, oder hat der Versicherungsnehmer aus anderen 
Gründen zu vertreten, dass der Beitrag nicht eingezogen 
werden kann, ist der Versicherer berechtigt, künftig Zah-
lung außerhalb des Lastschriftverfahrens zu verlangen. Der 
Versicherungsnehmer ist zur Übermittlung des Beitrags 
erst verpflichtet, wenn er vom Versicherer hierzu in Text-
form aufgefordert worden ist. 

 
 
12 Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung  
 

Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, sind 
die noch ausstehenden Raten sofort fällig, wenn der Versi-
cherungsnehmer mit der Zahlung einer Rate im Verzug ist. 

 
Ferner kann der Versicherer für die Zukunft jährliche Bei-
tragszahlung verlangen. 

 
 
13 Beitragsregulierung  
 
13.1 Der Versicherungsnehmer hat nach Aufforderung mitzu-

teilen, ob und welche Änderungen des versicherten Risikos 
gegenüber den früheren Angaben eingetreten sind. Diese 
Aufforderung kann auch durch einen Hinweis auf der Bei-
tragsrechnung erfolgen. Die Angaben sind innerhalb eines 



 

 

Monats nach Zugang der Aufforderung zu machen und auf 
Wunsch des Versicherers nachzuweisen. Bei unrichtigen 
Angaben zum Nachteil des Versicherers kann dieser vom 
Versicherungsnehmer eine Vertragsstrafe in dreifacher 
Höhe des festgestellten Beitragsunterschiedes verlangen. 
Dies gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer beweist, 
dass ihn an der Unrichtigkeit der Angaben kein Verschul-
den trifft. 

 
13.2 Aufgrund der Änderungsmitteilung des Versicherungs-

nehmers oder sonstiger Feststellungen wird der Beitrag ab 
dem Zeitpunkt der Veränderung berichtigt (Beitragsregu-
lierung), beim Wegfall versicherter Risiken jedoch erst ab 
dem Zeitpunkt des Eingangs der Mitteilung beim Versi-
cherer. Der vertraglich vereinbarte Mindestbeitrag darf da-
durch nicht unterschritten werden. Alle entsprechend Ziff. 
15.1 nach dem Versicherungsabschluss eingetretenen Er-
höhungen und Ermäßigungen des Mindestbeitrags werden 
berücksichtigt. 

 
13.3 Unterlässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige 

Mitteilung, kann der Versicherer für den Zeitraum, für den 
die Angaben zu machen waren, eine Nachzahlung in Höhe 
des für diesen Zeitraum bereits in Rechnung gestellten 
Beitrages verlangen. Werden die Angaben nachträglich 
gemacht, findet eine Beitragsregulierung statt. Ein vom 
Versicherungsnehmer zuviel gezahlter Beitrag wird nur 
zurückerstattet, wenn die Angaben innerhalb von zwei 
Monaten nach Zugang der Mitteilung des erhöhten Beitra-
ges erfolgten. 

 
13.4 Die vorstehenden Bestimmungen finden auch Anwendung 

auf Versicherungen mit Beitragsvorauszahlung für mehre-
re Jahre.  

 
 
14 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung  

 
Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages hat der Versi-
cherer, soweit durch Gesetz nicht etwas anderes bestimmt 
ist, nur Anspruch auf den Teil des Beitrages, der dem Zeit-
raum entspricht, in dem Versicherungsschutz bestanden 
hat. 

 
15 Beitragsangleichung 
 
15.1 Die Versicherungsbeiträge unterliegen der Beitragsanglei-

chung. Soweit die Beiträge nach Lohn-, Bau- oder Um-
satzsumme sowie Mietwert berechnet werden, findet keine 
Beitragsangleichung statt. Mindest- oder Grundbeiträge 
unterliegen unabhängig von der Art der Beitragsberech-
nung der Beitragsangleichung. 

 
15.2 Ein unabhängiger Treuhänder ermittelt jährlich mit Wir-

kung für die ab dem 1. Juli fälligen Beiträge, um welchen 
Prozentsatz sich im vergangenen Kalenderjahr der Durch-
schnitt der Schadenzahlungen aller zum Betrieb der All-
gemeinen Haftpflichtversicherung zugelassenen Versiche-
rer gegenüber dem vorvergangenen Jahr erhöht oder ver-
mindert hat. Den ermittelten Prozentsatz rundet er auf die 
nächst niedrigere, durch fünf teilbare ganze Zahl ab. Als 
Schadenzahlungen gelten dabei auch die speziell durch 
den einzelnen Schadenfall veranlassten Ausgaben für die 
Ermittlung von Grund und Höhe der Versicherungsleis-
tungen. 
Durchschnitt der Schadenzahlungen eines Kalenderjahres 
ist die Summe der in diesem Jahr geleisteten Schadenzah-
lungen geteilt durch die Anzahl der im gleichen Zeitraum 
neu angemeldeten Schadenfälle. 

 
15.3 Im Falle einer Erhöhung ist der Versicherer berechtigt, im 

Falle einer Verminderung verpflichtet, den Folgejahresbei-
trag um den sich aus Ziff. 15.2 ergebenden Prozentsatz zu 
verändern (Beitragsangleichung). Der veränderte Folgejah-
resbeitrag wird dem Versicherungsnehmer mit der nächs-
ten Beitragsrechnung bekannt gegeben. 

 
Hat sich der Durchschnitt der Schadenzahlungen des Ver-
sicherers in jedem der letzten fünf Kalenderjahre um einen 
geringeren Prozentsatz als denjenigen erhöht, den der 

Treuhänder jeweils für diese Jahre nach Ziff. 15.2 ermittelt 
hat, so darf der Versicherer den Folgejahresbeitrag nur um 
den Prozentsatz erhöhen, um den sich der Durchschnitt 
seiner Schadenzahlungen nach seinen unternehmenseige-
nen Zahlen im letzten Kalenderjahr erhöht hat; diese Erhö-
hung darf diejenige nicht überschreiten, die sich nach dem 
vorstehenden Absatz ergeben würde. 

 
15.4 Liegt die Veränderung nach Ziff. 15.2 oder 15.3 unter 5 

Prozent, entfällt eine Beitragsangleichung. Diese Verände-
rung ist jedoch in den folgenden Jahren zu berücksichti-
gen. 

 
 

Dauer und Ende des  
Vertrages / Kündigung 

 
 
16 Dauer und Ende des Vertrages  
 
16.1 Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angegebe-

ne Zeit abgeschlossen. 
 
16.2 Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr ver-

längert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht 
dem Vertragspartner spätestens drei Monate vor dem Ab-
lauf des jeweiligen Versicherungsjahres eine Kündigung 
zugegangen ist. 

 
16.3 Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet 

der Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf, zum 
vorgesehenen Zeitpunkt. 

 
16.4 Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann der 

Vertrag durch den Versicherungsnehmer zum Ablauf des 
dritten Jahres oder jedes darauf folgenden Jahres gekün-
digt werden; die Kündigung muss dem Versicherer spätes-
tens drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versiche-
rungsjahres zugegangen sein. 

 
 
17 Wegfall des versicherten Risikos 

 
Wenn versicherte Risiken vollständig und dauerhaft weg-
fallen, so erlischt die Versicherung bezüglich dieser Risi-
ken. Dem Versicherer steht der Beitrag zu, den er hätte er-
heben können, wenn die Versicherung dieser Risiken nur 
bis zu dem Zeitpunkt beantragt worden wäre, zu dem er 
vom Wegfall Kenntnis erlangt. 

 
 
18 Kündigung nach Beitragsangleichung 

 
Erhöht sich der Beitrag aufgrund der Beitragsangleichung 
gemäß Ziff. 15.3, ohne dass sich der Umfang des Versi-
cherungsschutzes ändert, kann der Versicherungsnehmer 
den Versicherungsvertrag innerhalb eines Monats nach 
Zugang der Mitteilung des Versicherers mit sofortiger 
Wirkung, frühestens jedoch zu dem Zeitpunkt kündigen, in 
dem die Beitragserhöhung wirksam werden sollte.  
Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer in der Mit-
teilung auf das Kündigungsrecht hinzuweisen. Die Mittei-
lung muss dem Versicherungsnehmer spätestens einen 
Monat vor dem Wirksamwerden der Beitragserhöhung zu-
gehen. 

 
Eine Erhöhung der Versicherungsteuer begründet kein 
Kündigungsrecht.  
 
 

19 Kündigung nach Versicherungsfall  
 
19.1 Das Versicherungsverhältnis kann gekündigt werden, 

wenn 
 

- vom Versicherer eine Schadensersatzzahlung geleistet 
wurde oder 
 



 

 

- dem Versicherungsnehmer eine Klage über einen unter 
den Versicherungsschutz fallenden Haftpflichtanspruch 
gerichtlich zugestellt wird. 

 
Die Kündigung muss dem Vertragspartner in Schriftform 
spätestens einen Monat nach der Schadensersatzzahlung 
oder der Zustellung der Klage zugegangen sein.  

 
19.2 Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung 

sofort nach ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. Der 
Versicherungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass die 
Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt, spätestens jedoch 
zum Ende der laufenden Versicherungsperiode, wirksam 
wird. 

 
Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach 
ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam. 
 

 
20 Kündigung nach Veräußerung versicherter 

Unternehmen 
 
20.1 Wird ein Unternehmen, für das eine Haftpflichtversiche-

rung besteht, an einen Dritten veräußert, tritt dieser an 
Stelle des Versicherungsnehmers in die während der Dauer 
seines Eigentums sich aus dem Versicherungsverhältnis 
ergebenden Rechte und Pflichten ein. 

 
Dies gilt auch, wenn ein Unternehmen aufgrund eines 
Nießbrauchs, eines Pachtvertrages oder eines ähnlichen 
Verhältnisses von einem Dritten übernommen wird. 
 

20.2 Das Versicherungsverhältnis kann in diesem Falle 
 
 - durch den Versicherer dem Dritten gegenüber mit einer 

Frist von einem Monat, 
 
- durch den Dritten dem Versicherer gegenüber mit  
sofortiger Wirkung oder auf den Schluss der laufenden 
Versicherungsperiode 

 
in Schriftform gekündigt werden. 

 
20.3 Das Kündigungsrecht erlischt, wenn 
 
 - der Versicherer es nicht innerhalb eines Monats von dem   
 Zeitpunkt an ausübt, in welchem er vom Übergang auf  

den Dritten Kenntnis erlangt; 
 

 - der Dritte es nicht innerhalb eines Monats nach dem   
Übergang ausübt, wobei das Kündigungsrecht bis zum  
Ablauf eines Monats von dem Zeitpunkt an bestehen  
bleibt, in dem der Dritte von der Versicherung Kenntnis  
erlangt. 

 
20.4 Erfolgt der Übergang auf den Dritten während einer lau-

fenden Versicherungsperiode und wird das Versicherungs-
verhältnis nicht gekündigt, haften der bisherige Versiche-
rungsnehmer und der Dritte für den Versicherungsbeitrag 
dieser Periode als Gesamtschuldner. 

 
20.5 Der Übergang eines Unternehmens ist dem Versicherer 

durch den bisherigen Versicherungsnehmer oder den Drit-
ten unverzüglich anzuzeigen.  

 
Bei einer schuldhaften Verletzung der Anzeigepflicht be-
steht kein Versicherungsschutz, wenn der Versicherungs-
fall später als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, in 
dem die Anzeige dem Versicherer hätte zugehen müssen, 
und der Versicherer den mit dem Veräußerer bestehenden 
Vertrag mit dem Erwerber nicht geschlossen hätte. 

 
Der Versicherungsschutz lebt wieder auf und besteht für 
alle Versicherungsfälle, die frühestens einen Monat nach 
dem Zeitpunkt eintreten, in dem der Versicherer von der 
Veräußerung Kenntnis erlangt. Dies gilt nur, wenn der 
Versicherer in diesem Monat von seinem Kündigungsrecht 
keinen Gebrauch gemacht hat. 

 
Der Versicherungsschutz fällt trotz Verletzung der Anzei-

gepflicht nicht weg, wenn dem Versicherer die Veräuße-
rung in dem Zeitpunkt bekannt war, in dem ihm die An-
zeige hätte zugehen müssen. 

 
 
21 Kündigung nach Risikoerhöhung aufgrund Änderung 

oder Erlass von Rechtsvorschriften  
 

Bei Erhöhungen des versicherten Risikos durch Änderung 
bestehender oder Erlass neuer Rechtsvorschriften ist der 
Versicherer berechtigt, das Versicherungsverhältnis unter  
 
 
 
Einhaltung einer Frist von einem Monat zu kündigen. Das 
Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb eines 
Monats von dem Zeitpunkt an ausgeübt wird, in welchem 
der Versicherer von der Erhöhung Kenntnis erlangt hat. 
 

 
22 Mehrfachversicherung 
 
22.1 Eine Mehrfachversicherung liegt vor, wenn das Risiko in 

mehreren Versicherungsverträgen versichert ist. 
 
22.2 Wenn die Mehrfachversicherung zustande gekommen ist, 

ohne dass der Versicherungsnehmer dies wusste, kann er 
die Aufhebung des später geschlossenen Vertrages verlan-
gen. 

 
22.3 Das Recht auf Aufhebung erlischt, wenn der Versiche-

rungsnehmer es nicht innerhalb eines Monats geltend 
macht, nachdem er von der Mehrfachversicherung Kennt-
nis erlangt hat. Die Aufhebung wird zu dem Zeitpunkt 
wirksam, zu dem die Erklärung, mit der sie verlangt wird, 
dem Versicherer zugeht. 

 
 

Obliegenheiten des 
Versicherungsnehmers 

 
 
23 Vorvertragliche Anzeigepflichten des Versicherungs-

nehmers  
 
23.1 Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über gefahr-

erhebliche Umstände 
 

Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Ver-
tragserklärung dem Versicherer alle ihm bekannten Ge-
fahrumstände anzuzeigen, nach denen der Versicherer in 
Textform gefragt hat und die für den Entschluss des Versi-
cherers erheblich sind, den Vertrag mit dem vereinbarten 
Inhalt zu schließen. Der Versicherungsnehmer ist auch in-
soweit zur Anzeige verpflichtet, als nach seiner Vertrags-
erklärung, aber vor Vertragsannahme der Versicherer in 
Textform Fragen im Sinne des Satzes 1 stellt. 
Gefahrerheblich sind die Umstände, die geeignet sind, auf 
den Entschluss des Versicherers Einfluss auszuüben, den 
Vertrag überhaupt oder mit dem vereinbarten Inhalt abzu-
schließen. 
Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungs-
nehmers geschlossen und kennt dieser den gefahrerhebli-
chen Umstand, muss sich der Versicherungsnehmer so be-
handeln lassen, als habe er selbst davon Kenntnis gehabt 
oder dies arglistig verschwiegen. 

 
23.2 Rücktritt 
 
 (1) Unvollständige und unrichtige Angaben zu den gefahr-

erheblichen Umständen berechtigen den Versicherer, vom 
Versicherungsvertrag zurückzutreten. Dies gilt auch dann, 
wenn ein Umstand nicht oder unrichtig angezeigt wurde, 
weil sich der Versicherungsnehmer der Kenntnis der 
Wahrheit arglistig entzogen hat. 

 
Der Rücktritt kann nur innerhalb eines Monats erfolgen. 
Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der Versiche-



 

 

rer von der Verletzung der Anzeigepflicht Kenntnis er-
langt. Der Rücktritt erfolgt durch Erklärung gegenüber 
dem Versicherungsnehmer. 

 
 (2) Der Versicherer hat kein Rücktrittsrecht, wenn der 

Versicherungsnehmer nachweist, dass er oder sein Vertre-
ter die unrichtigen oder unvollständigen Angaben weder 
vorsätzlich noch grob fahrlässig gemacht hat. 

 
Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahrlässi-
ger Verletzung der Anzeigepflicht besteht nicht, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den 
Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstän-
de, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätte. 

 
 (3) Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungs-
 schutz. 
 

Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalls 
zurück, darf er den Versicherungsschutz nicht versagen, 
wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass der un-
vollständig oder unrichtig angezeigte Umstand weder für 
den Eintritt des Versicherungsfalls noch für die Feststel-
lung oder den Umfang der Leistung ursächlich war. Auch 
 
 
 in diesem Fall besteht aber kein Versicherungsschutz, 
wenn der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht arglis-
tig verletzt hat. 

 
Dem Versicherer steht der Teil des Beitrages zu, der der 
bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abgelau-
fenen Vertragszeit entspricht. 

 
23.3 Beitragsänderung oder Kündigungsrecht 
 

Ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlossen, 
weil die Verletzung einer Anzeigepflicht weder auf Vor-
satz noch auf grober Fahrlässigkeit beruhte, kann der Ver-
sicherer den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von ei-
nem Monat in Schriftform kündigen. 

 
Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Versi-
cherungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den Ver-
trag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, 
wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätte. 

 
Kann der Versicherer nicht zurücktreten oder kündigen, 
weil er den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeig-
ten Umstände, aber zu anderen Bedingungen, geschlossen 
hätte, werden die anderen Bedingungen auf Verlangen des 
Versicherers rückwirkend Vertragsbestandteil. Hat der 
Versicherungsnehmer die Pflichtverletzung nicht zu ver-
treten, werden die anderen Bedingungen ab der laufenden 
Versicherungsperiode Vertragsbestandteil. 

 
Erhöht sich durch die Vertragsanpassung der Beitrag um 
mehr als 10% oder schließt der Versicherer die Gefahrab-
sicherung für den nicht angezeigten Umstand aus, kann der 
Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats 
nach Zugang der Mitteilung des Versicherers fristlos in 
Schriftform kündigen. 

 
Der Versicherer muss die ihm nach Ziff. 23.2 und 23.3 zu-
stehenden Rechte innerhalb eines Monats schriftlich gel-
tend machen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem 
er von der Verletzung der Anzeigepflicht, die das von ihm 
geltend gemachte Recht begründet, Kenntnis erlangt. Er 
hat die Umstände anzugeben, auf die er seine Erklärung 
stützt; er darf nachträglich weitere Umstände zur Begrün-
dung seiner Erklärung abgeben, wenn für diese die Mo-
natsfrist nicht verstrichen ist. 

 
Dem Versicherer stehen die Rechte nach den Ziff. 23.2 
und 23.3 nur zu, wenn er den Versicherungsnehmer durch 
gesonderte Mitteilung in Textform auf die Folgen einer 
Anzeigepflichtverletzung hingewiesen hat. 

 
Der Versicherer kann sich auf die in den Ziff. 23.2 und 
23.3 genannten Rechte nicht berufen, wenn er den nicht 

angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der An-
zeige kannte. 

 
23.4 Anfechtung 

 
Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger 
Täuschung anzufechten, bleibt unberührt. Im Fall der An-
fechtung steht dem Versicherer der Teil des Beitrages zu, 
der der bis zum Wirksamwerden der Anfechtungserklä-
rung abgelaufenen Vertragszeit entspricht. 

 
 
24 Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles  

 
Besonders gefahrdrohende Umstände hat der Versiche-
rungsnehmer auf Verlangen des Versicherers innerhalb 
angemessener Frist zu beseitigen. Dies gilt nicht, soweit 
die Beseitigung unter Abwägung der beiderseitigen Inte-
ressen unzumutbar ist. Ein Umstand, der zu einem Scha-
den geführt hat, gilt ohne weiteres als besonders gefahr-
drohend. 
 
 

25 Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungsfalles  
 
25.1 Jeder Versicherungsfall ist dem Versicherer unverzüglich 

anzuzeigen, auch wenn noch keine Schadensersatzansprü-
che erhoben wurden. 

 
25.2 Der Versicherungsnehmer muss nach Möglichkeit für die 

Abwendung und Minderung des Schadens sorgen. Wei-
sungen des Versicherers sind dabei zu befolgen, soweit es 
für den Versicherungsnehmer zumutbar ist. Er hat dem 
Versicherer ausführliche und wahrheitsgemäße Schaden-
berichte zu erstatten und ihn bei der Schadenermittlung 
und -regulierung zu unterstützen. Alle Umstände, die nach 
Ansicht des Versicherers für die Bearbeitung des Schadens 
wichtig sind, müssen mitgeteilt sowie alle dafür angefor-
derten Schriftstücke übersandt werden. 

 
25.3  Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haftpflichtan-

spruch erhoben, ein staatsanwaltschaftliches, behördliches 
oder gerichtliches Verfahren eingeleitet, ein Mahnbescheid 
erlassen oder ihm gerichtlich der Streit verkündet, hat er 
dies ebenfalls unverzüglich anzuzeigen. 

 
25.4  Gegen einen Mahnbescheid oder eine Verfügung von 

Verwaltungsbehörden auf Schadensersatz muss der Versi-
cherungsnehmer fristgemäß Widerspruch oder die sonst er-
forderlichen Rechtsbehelfe einlegen. Einer Weisung des 
Versicherers bedarf es nicht.  

 
25.5  Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haftpflichtan-

spruch gerichtlich geltend gemacht, hat er die Führung des 
Verfahrens dem Versicherer zu überlassen. Der Versiche-
rer beauftragt im Namen des Versicherungsnehmers einen 
Rechtsanwalt. Der Versicherungsnehmer muss dem 
Rechtsanwalt Vollmacht sowie alle erforderlichen Aus-
künfte erteilen und die angeforderten Unterlagen zur Ver-
fügung stellen. 

 
 
26 Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten 
 
26.1 Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit aus 

diesem Vertrag, die er vor Eintritt des Versicherungsfalles 
zu erfüllen hat, kann der Versicherer den Vertrag innerhalb 
eines Monats ab Kenntnis von der Obliegenheitsverletzung 
fristlos kündigen. Der Versicherer hat kein Kündigungs-
recht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass die 
Obliegenheitsverletzung weder auf Vorsatz noch auf gro-
ber Fahrlässigkeit beruhte. 

 
26.2 Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag vorsätzlich 

verletzt, verliert der Versicherungsnehmer seinen Versi-
cherungsschutz. Bei grob fahrlässiger Verletzung einer 
Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung 
in einem der Schwere des Verschuldens des Versiche-
rungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen.  

 



 

 

Der vollständige oder teilweise Wegfall des Versiche-
rungsschutzes hat bei Verletzung einer nach Eintritt des 
Versicherungsfalls bestehenden Auskunfts- oder Aufklä-
rungsobliegenheit zur Voraussetzung, dass der Versicherer 
den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in 
Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat. 

 
Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die Oblie-
genheit nicht grob fahrlässig verletzt hat, bleibt der Versi-
cherungsschutz bestehen.  

 
Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der 
Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung 
des Versicherungsfalls noch für die Feststellung oder den 
Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung ur-
sächlich war. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsneh-
mer die Obliegenheit arglistig verletzt hat. 

 Die vorstehenden Bestimmungen gelten unabhängig 
 davon, ob der Versicherer ein ihm nach Ziff. 26.1 zuste-
 hendes Kündigungsrecht ausübt. 
 
 

Weitere Bestimmungen 
 
 
27 Mitversicherte Person 
 
27.1 Erstreckt sich die Versicherung auch auf Haftpflichtan-

sprüche gegen andere Personen als den Versicherungs-
nehmer selbst, sind alle für ihn geltenden Bestimmungen 
auf die Mitversicherten entsprechend anzuwenden. Die 
Bestimmungen über die Vorsorgeversicherung (Ziff. 4.) 
gelten nicht, wenn das neue Risiko nur in der Person eines 
Mitversicherten entsteht. 

 
27.2 Die Ausübung der Rechte aus dem Versicherungsvertrag 

steht ausschließlich dem Versicherungsnehmer zu. Er ist 
neben den Mitversicherten für die Erfüllung der Obliegen-
heiten verantwortlich. 

 
 
28 Abtretungsverbot  
 

Der Freistellungsanspruch darf vor seiner endgültigen 
Feststellung ohne Zustimmung des Versicherers weder ab-
getreten noch verpfändet werden. Eine Abtretung an den 
geschädigten Dritten ist zulässig. 
 
 

29 Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderung  
 
29.1 Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklä-

rungen sollen an die Hauptverwaltung des Versicherers 
oder an die im Versicherungsschein oder in dessen Nach-
trägen als zuständig bezeichnete Geschäftsstelle gerichtet 
werden. 

 
29.2  Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner An-

schrift dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine 
Willenserklärung, die dem Versicherungsnehmer gegen-
über abzugeben ist, die Absendung eines eingeschriebenen  

 
 
 
 
 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 Briefes an die letzte dem Versicherer bekannte Anschrift. 
Die Erklärung gilt drei Tage nach der Absendung des Brie-
fes als zugegangen. Dies gilt entsprechend für den Fall ei-
ner Namensänderung des Versicherungsnehmers. 

 
29.3 Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung für seinen 

Gewerbebetrieb abgeschlossen, finden bei einer Verlegung 
der gewerblichen Niederlassung die Bestimmungen der 
Ziff. 29.2 entsprechende Anwendung. 

 
 
30 Verjährung 
 
30.1  Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in 

drei Jahren. Die Fristberechnung richtet sich nach den 
allgemeinen Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches. 

 
30.2 Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem 

Versicherer angemeldet worden, ist die Verjährung von 
der Anmeldung bis zu dem Zeitpunkt gehemmt, zu dem 
die Entscheidung des Versicherers dem Anspruchsteller in 
Textform zugeht. 

 
31 Zuständiges Gericht  
 
31.1 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den 

Versicherer bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit 
nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für den Versi-
cherungsvertrag zuständigen Niederlassung. Ist der      
Versicherungsnehmer eine natürliche Person, ist auch das 
Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk der Versiche-
rungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen Wohnsitz 
oder, in Ermangelung eines solchen, seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt hat. 

 
31.2 Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, 

müssen Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen ihn 
bei dem Gericht erhoben werden, das für seinen Wohnsitz 

 oder, in Ermangelung eines solchen, den Ort seines ge-
wöhnlichen Aufenthalts zuständig ist. Ist der Versiche-
rungsnehmer eine juristische Person, bestimmt sich das zu-
ständige Gericht auch nach dem Sitz oder der Niederlas-
sung des Versicherungsnehmers. Das gleiche gilt, wenn 
der Versicherungsnehmer eine Offene Handelsgesell-
schaft, Kommanditgesellschaft, Gesellschaft bürgerlichen 
Rechts oder eine eingetragene Partnergesellschaft ist. 

 
31.3 Sind der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt im Zeit-

punkt der Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt sich die 
gerichtliche Zuständigkeit für Klagen aus dem Versiche-
rungsvertrag gegen den Versicherungsnehmer nach dem 
Sitz des Versicherers oder seiner für den Versicherungs-
vertrag zuständigen Niederlassung. 

 
 
32 Anzuwendendes Recht  
 

Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht. 
 



ALTE LEIPZIGER  
Versicherung Aktiengesellschaft 

 
Vertragsbestandteil H 68.9 
Besondere Bedingungen und Risikobeschreibungen für die Versiche-
rung der Haftpflicht wegen Schäden durch Umwelteinwirkung  – Um-
welthaftpflicht - Basisversicherung –  
________________________________________________________________________________________________  

1 Gegenstand der Versicherung 
2 Risikobegrenzung 
3 Kleingebinderegelung  
4 Versicherungsfall 
5 Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalles 
6 Nicht versicherte Tatbestände 

7 Versicherungssummen/Serienschadenklausel/Selbstbehalt 
8 Nachhaftung 
9 Versicherungsfälle im Ausland 
10 Inländische Versicherungsfälle, die im Ausland geltend 

gemacht werden 

_________________________________________________________________________________ 

 

1 Gegenstand der Versicherung 
1.1 Versichert ist – abweichend von Ziff. 7.10 (b) AHB – im 

Rahmen und Umfang des Vertrages die gesetzliche Haftpflicht 
privatrechtlichen Inhalts des Versicherungsnehmers wegen Per-
sonen- und Sachschäden durch Umwelteinwirkung, wenn diese 
Umwelteinwirkung nicht von Anlagen oder Tätigkeiten ausgeht 
oder ausgegangen ist, die unter Ziff. 2 fallen. 

Mitversichert sind gemäß Ziff. 2.1 AHB Vermögensschäden 
aus der Verletzung von Aneignungsrechten, des Rechts am ein-
gerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb, wasserrechtlichen 
Benutzungsrechten oder –befugnissen. Sie werden wie Sach-
schäden behandelt. 

1.2 Versicherungsschutz besteht auch dann, wenn gelagerte Stoffe 
bei ihrer Verwendung im räumlichen und gegenständlichen Zu-
sammenhang mit versicherten Anlagen in Boden, Luft oder 
Wasser (einschließlich Gewässer) gelangen, ohne in diese ein-
gebracht oder eingeleitet zu sein. 

1.3 Der Versicherungsschutz bezieht sich auch auf die Haftpflicht 
wegen Schäden eines Dritten, die dadurch entstehen, dass Stof-
fe in Abwässer und mit diesen in Gewässer gelangen. 

2 Risikobegrenzung 
Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Umwelteinwirkungen 
aus 

2.1 Anlagen des Versicherungsnehmers, die bestimmt sind, gewäs-
serschädliche Stoffe herzustellen, zu verarbeiten, zu lagern, ab-
zulagern, zu befördern oder wegzuleiten (WHG-Anlagen). 

 – siehe jedoch die Kleingebinderegelung unter Ziff. 3 –  

2.2 Anlagen des Versicherungsnehmers gemäß Anhang 1 zum 
Umwelthaftungsgesetz (UmweltHG-Anlagen). 

2.3 Anlagen des Versicherungsnehmers, die nach dem Umwelt-
schutz dienenden Bestimmungen einer Genehmigungs- oder 
Anzeigepflicht unterliegen (sonstige deklarierungspflichtige 
Anlagen). 

2.4 Abwasseranlagen des Versicherungsnehmers oder dem Ein-
bringen oder Einleiten von Stoffen in ein Gewässer oder Ein-
wirken auf ein Gewässer derart, dass die physikalische, chemi-
sche oder biologische Beschaffenheit des Wassers verändert 
wird, durch den Versicherungsnehmer (Abwasseranlagen- und 
Einwirkungsrisiko). 

2.5 Anlagen des Versicherungsnehmers gemäß Anhang 2 zum 
Umwelthaftungsgesetz (UmweltHG-Anlagen/Pflichtver-
sicherung). 

2.6 Planung, Herstellung, Lieferung, Montage, Demontage, 
Instandhaltung und Wartung von Anlagen gemäß Ziff. 2.1 – 
2.5 oder Teilen, die ersichtlich für Anlagen gemäß Ziff. 2.1 – 
2.5 bestimmt sind. 

3 Kleingebinderegelung 
Abweichend von Ziff. 1.1 und 2.1 ist die gesetzliche Haft-
pflicht aus der Lagerung von gewässerschädlichen Stoffen in 
Kleingebinden mitversichert, soweit das Fassungsvermögen 
von 250  Litern/ Kilogramm je Behältnis nicht überschritten 
wird und die Gesamtlagermenge je Betriebsgrundstück unter 
2.000 Litern/Kilogramm liegt, sofern es sich hierbei nicht 
um UmweltHG-Anlagen gemäß Ziff. 2.2 und 2.5 oder sons-
tige deklarierungspflichtige Anlagen gemäß Ziff. 2.3 oder 
Bestandteile dieser genannten Anlagen handelt. 

Ein Überschreiten der vorgenannten Mengen gilt als neues 
Risiko. Demnach finden die Bestimmungen der Ziff. 3.1 (2) 
AHB – Erhöhungen und Erweiterungen – keine Anwendung. 
Die Bestimmungen der Ziff. 3.1 (3) und 4 AHB – Vorsorge-
versicherung – finden ebenfalls keine Anwendung. Der Ver-
sicherungsschutz bedarf insoweit besonderer Vereinbarung. 

Die Kleingebinderegelung findet keine Anwendung für Stof-
fe, für die über den Baustein „WHG-Anlagen“ besonderer 
Versicherungsschutz vereinbart wurde. 

4 Versicherungsfall 
Versicherungsfall ist – abweichend von Ziff. 1.1 AHB – die 
nachprüfbare erste Feststellung des Personenschadens (Tod, 
Verletzung oder Gesundheitsschädigung von Menschen), 
Sachschadens (Beschädigung oder Vernichtung von Sachen) 
oder eines gemäß Ziff. 1.1 mitversicherten Vermögensscha-
dens durch den Geschädigten, einen sonstigen Dritten oder 
den Versicherungsnehmer. Der Versicherungsfall muss wäh-
rend der Wirksamkeit der Versicherung eingetreten sein. 
Hierbei kommt es nicht darauf an, ob zu diesem Zeitpunkt 
bereits Ursache oder Umfang des Schadens oder die Mög-
lichkeit zur Erhebung von Haftpflichtansprüchen erkennbar 
war. 
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5 Aufwendungen vor Eintritt des 
Versicherungsfalles 

5.1 Der Versicherer ersetzt, auch ohne dass ein Versicherungsfall 
eingetreten ist, 

 nach einer Störung des Betriebes 

    oder 

 aufgrund behördlicher Anordnung 

Aufwendungen des Versicherungsnehmers für Maßnahmen zur 
Abwendung oder Minderung eines sonst unvermeidbar eintre-
tenden Personen-, Sach- oder gemäß Ziff. 1.1 mitversicherten 
Vermögensschadens. Die Feststellung der Störung des Betrie-
bes oder die behördliche Anordnung müssen in die Wirksam-
keit der Versicherung fallen, wobei maßgeblich der frühere 
Zeitpunkt ist. 

5.2 Aufwendungen aufgrund behördlicher Anordnungen im Sinne 
der Ziff. 5.1 werden unter den dort genannten Voraussetzungen 
unbeschadet der Tatsache übernommen, dass die Maßnahmen 
durch den Versicherungsnehmer oder im Wege der Ersatzvor-
nahme durch die Behörde ausgeführt werden. 

5.3 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet,  

5.3.1 dem Versicherer die Feststellung einer derartigen Störung des 
Betriebes oder eine behördliche Anordnung unverzüglich anzu-
zeigen und 

alles zu tun, was erforderlich ist, die Aufwendungen auf den 
Umfang zu begrenzen, der notwendig und objektiv geeignet ist, 
den Schadeneintritt zu verhindern oder den Schadenumfang zu 
mindern und 

auf Verlangen des Versicherers fristgemäß Widerspruch gegen 
behördliche Anordnungen einzulegen 

oder 

5.3.2 sich mit dem Versicherer über die Maßnahmen abzustimmen. 

5.4 Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Ziff. 5.3 genann-
ten Obliegenheiten vorsätzlich, so werden ihm im Rahmen des 
für Aufwendungen gemäß Ziff. 5 vereinbarten Gesamtbetrages 
nur die notwendigen und objektiv geeigneten Aufwendungen 
ersetzt. 

 Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Ziff. 5.3 genann-
ten Obliegenheiten grob fahrlässig, so ist der Versicherer be-
rechtigt, etwaige über die notwendigen und objektiv geeigneten 
Aufwendungen hinausgehende Aufwendungen in einem der 
Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entspre-
chenden Verhältnis zu kürzen; die Beweislast für das Nichtvor-
liegen einer groben Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsneh-
mer. 

 Abweichend von Abs. 1 und 2 bleibt der Versicherer zum 
Ersatz etwaiger über die notwendigen und objektiv geeigneten 
Aufwendungen hinausgehender Aufwendungen verpflichtet, 
soweit die Verletzung der Obliegenheit nicht für den Umfang 
der Leistungspflicht des Versicherers ursächlich ist. 

5.5 Aufwendungen werden im Rahmen der vereinbarten Versiche-
rungssumme und der Jahreshöchstersatzleistung bis zu einem 
Gesamtbetrag von 10 % der Versicherungssumme je Störung 
des Betriebes oder behördlicher Anordnung, pro Versiche-
rungsjahr jedoch höchstens das Zweifache dieser Summe, er-
setzt. 

Kommt es trotz Durchführung der Maßnahmen zu einem Scha-
den, so werden die vom Versicherer ersetzten Aufwendungen 
auf die für den Versicherungsfall maßgebende Versicherungs-
summe angerechnet, es sei denn, dass der Ersatz dieser Auf-
wendungen im Rahmen der Jahreshöchstersatzleistung eines 
früheren Versicherungsjahres die Ersatzleistung für Versiche-
rungsfälle tatsächlich gemindert hat. 

5.6 Nicht ersatzfähig sind in jedem Falle Aufwendungen – auch 
soweit sie sich mit Aufwendungen im Sinne der Ziff. 5.1 de-
cken – zur Erhaltung, Reparatur, Erneuerung, Nachrüstung, 
Sicherung oder Sanierung von Betriebseinrichtungen, 
Grundstücken oder Sachen (auch gemietete, gepachtete, ge-
leaste und dgl.) des Versicherungsnehmers; auch für solche, 
die früher im Eigentum oder Besitz des Versicherungsneh-
mers standen. 

Ersetzt werden jedoch solche Aufwendungen zur Abwen-
dung oder Minderung eines sonst unvermeidbar eintretenden 
Personen-, Sach- oder gemäß Ziff. 1.1 mitversicherten Ver-
mögensschadens, falls Betriebseinrichtungen, Grundstücke 
oder Sachen des Versicherungsnehmers, die von einer Um-
welteinwirkung nicht betroffen sind, beeinträchtigt werden 
müssen. Eintretende Wertverbesserungen sind abzuziehen. 

6 Nicht versicherte Tatbestände 
Nicht versichert sind 

6.1 Ansprüche wegen Schäden, die dadurch entstehen oder 
entstanden sind, dass beim Umgang mit wassergefährdenden 
Stoffen diese Stoffe verschüttet werden, abtropfen, ablaufen, 
verdampfen, verdunsten oder durch ähnliche Vorgänge in 
den Boden oder ein Gewässer gelangen. Das gilt nicht, so-
weit solche Vorgänge auf einer Störung des Betriebes beru-
hen. 

6.2 Ansprüche wegen Schäden, die durch betriebsbedingt un-
vermeidbare, notwendige oder in Kauf genommene Umwelt-
einwirkungen entstehen. 

6.3 Ansprüche wegen bei Vertragsbeginn bereits eingetretener 
Schäden. 

6.4 Ansprüche wegen Schäden, für die nach Maßgabe früherer 
Versicherungsverträge Versicherungsschutz besteht oder hät-
te beantragt werden können. 

6.5 Ansprüche wegen Schäden, die sich daraus ergeben, dass der 
Versicherungsnehmer nach Beginn des Versicherungsver-
hältnisses Grundstücke erwirbt oder in Besitz nimmt, die zu 
diesem Zeitpunkt bereits von einer Umwelteinwirkung be-
troffen waren. 

6.6 Ansprüche wegen Schäden aus Eigentum, Besitz oder Be-
trieb von Anlagen oder Einrichtungen zur Endablagerung 
von Abfällen. 

6.7 Ansprüche wegen Schäden, die durch vom Versiche-
rungsnehmer hergestellte oder gelieferte Erzeugnisse, durch 
Arbeiten oder sonstige Leistungen nach Ausführung der 
Leistung oder nach Abschluss der Arbeiten entstehen (Pro-
dukthaftpflicht). 

6.8 Ansprüche wegen Schäden, die durch vom Versiche-
rungsnehmer erzeugte oder gelieferte Abfälle nach Ausliefe-
rung entstehen. 

6.9 Ansprüche gegen die Personen (Versicherungsnehmer oder 
jeden Mitversicherten), die den Schaden dadurch verursa-
chen, dass sie bewusst von Gesetzen, Verordnungen oder an 
den Versicherungsnehmer gerichteten behördlichen Anord-
nungen oder Verfügungen, die dem Umweltschutz dienen, 
abweichen. 

6.10 Ansprüche gegen die Personen (Versicherungsnehmer oder 
jeden Mitversicherten), die den Schaden dadurch verursa-
chen, dass sie es bewusst unterlassen, die vom Hersteller 
(bzw. Zulieferer) gegebenen oder nach dem Stand der Tech-
nik einzuhaltenden Richtlinien oder Gebrauchsanweisungen 
für Anwendung, regelmäßige Kontrollen, Inspektionen oder 
Wartungen zu befolgen oder notwendige Reparaturen be-
wusst nicht ausführen. 



 

6.11 Ansprüche wegen 

 Bergschäden (i.S.d. § 114 BBergG), soweit es sich handelt 
um die Beschädigung von Grundstücken, deren Bestandtei-
len und Zubehör;  

 Schäden beim Bergbaubetrieb (i.S.d. § 114 BBergG) durch 
schlagende Wetter, Wasser- und Kohlensäureeinbrüche so-
wie Kohlenstaubexplosionen. 

6.12 Ansprüche wegen Schäden infolge der Veränderung der Lager-
stätte des Grundwassers oder seines Fließverhaltens. 

6.13 Ansprüche wegen Schäden, die nachweislich auf Kriegsereig-
nissen, anderen feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren Un-
ruhen, Generalstreik, illegalem Streik oder unmittelbar auf Ver-
fügungen oder Maßnahmen von hoher Hand beruhen; das Glei-
che gilt für Schäden durch höhere Gewalt, soweit sich elemen-
tare Naturkräfte ausgewirkt haben. 

6.14 Ansprüche wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, ein 
Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte 
Person durch den Gebrauch eines Kraftfahrzeugs oder Kraft-
fahrzeuganhängers verursachen. 

Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, die der Ver-
sicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von ihnen be-
stellte oder beauftragte Person durch den Gebrauch eines Was-
serfahrzeugs verursachen oder für die sie als Halter oder Besit-
zer eines Wasserfahrzeugs in Anspruch genommen werden. 

Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten 
(Versicherungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versiche-
rungsschutz, so gilt das auch für alle anderen Versicherten. 

Eine Tätigkeit der in Abs. 1 und Abs. 2 genannten Personen an 
einem Kraftfahrzeug, Kraftfahrzeuganhänger und Wasserfahr-
zeug ist kein Gebrauch i.S. dieser Bestimmung, wenn keine 
dieser Personen Halter oder Besitzer des Fahrzeugs ist und 
wenn das Fahrzeug hierbei nicht in Betrieb gesetzt wird. 

Falls im Rahmen und Umfang des Vertrages eine abweichende 
Regelung getroffen wurde, gilt dieser Ausschluss insoweit 
nicht. 

6.15 Ansprüche wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, ein 
Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte 
Person durch den Gebrauch eines Luft- oder Raumfahrzeugs 
verursachen oder für die sie als Halter oder Besitzer eines Luft- 
oder Raumfahrzeugs in Anspruch genommen werden. 

Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten 
(Versicherungsnehmer oder Mitversicherter) kein Versiche-
rungsschutz, so gilt das auch für alle anderen Versicherten. 

Nicht versichert ist die Haftpflicht aus 

 der Planung oder Konstruktion, Herstellung oder Lieferung 
von Luft- oder Raumfahrzeugen oder Teilen für Luft- oder 
Raumfahrzeuge, soweit die Teile ersichtlich für den Bau von 
Luft- oder Raumfahrzeugen oder den Einbau in Luft- oder 
Raumfahrzeugen bestimmt waren; 

 Tätigkeiten (z.B. Montage, Wartung, Inspektion, Überho-
lung, Reparatur, Beförderung) an Luft- oder Raumfahrzeu-
gen oder deren Teilen; 

und zwar wegen Schäden an Luft- oder Raumfahrzeugen, der 
mit diesen beförderten Sachen, der Insassen und allen sich dar-
aus ergebenden Vermögensschäden sowie wegen sonstiger 
Schäden durch Luft- oder Raumfahrzeuge. 

6.16 wegen Personenschäden durch Formaldehyd. 

6.17 wegen Personenschäden durch elektromagnetische Felder 
(EMF). 

7 Versicherungssummen/Serien-
schadenklausel/Selbstbehalt 

7.1 Versicherungssummen/Jahreshöchstersatzleistung 

 Die Versicherungssumme für die Umwelthaftpflicht-
versicherung entspricht der Höhe der vertraglich vereinbar-
ten Versicherungssummen, höchstens jedoch 

 bei getrennt vereinbarten Summen für Personen- und 
Sachschäden 

bis 3.000.000 EUR für Personenschäden 

bis 3.000.000 EUR für Sachschäden 

 bei vereinbarter Pauschalsumme für Personen- und Sach-
schäden 

bis 4.000.000 EUR pauschal für Personen- und Sachschä-
den 

einschließlich gemäß Ziff. 1.1 mitversicherter Vermö-
gensschäden.  

Für den Umfang der Leistung des Versicherers bildet die   
vereinbarte Versicherungssumme die Höchstgrenze bei je-
dem Versicherungsfall. Dies gilt auch dann, wenn sich der 
Versicherungsschutz auf mehrere entschädigungspflichtige 
Personen erstreckt. 

Diese Versicherungssumme bildet auch die Höchstersatz-
leistung für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjah-
res. 

7.2 Serienschadenklausel 

Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung eintre-
tende Versicherungsfälle 

 durch dieselbe Umwelteinwirkung 

 durch mehrere unmittelbar auf derselben Ursache oder 
unmittelbar auf den gleichen Ursachen beruhenden Um-
welteinwirkungen, wenn zwischen gleichen Ursachen ein 
innerer, insbesondere sachlicher und zeitlicher Zusam-
menhang besteht, 

gelten unabhängig von ihrem tatsächlichen Eintritt als ein 
Versicherungsfall, der im Zeitpunkt des ersten dieser Versi-
cherungsfälle als eingetreten gilt. 

Ziff. 6.3 AHB wird gestrichen. 

7.3 Selbstbehalt 

Der Versicherungsnehmer hat bei jedem Versicherungsfall 
von der Schadensersatzleistung 10 %, mindestens 250 EUR, 
höchstens 1.000 EUR, selbst zu tragen. Dies gilt auch für die 
Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalles gemäß 
Ziff. 5.  

Der Selbstbehalt findet bei Brand- und Explosionsschäden 
keine Anwendung.  

8 Nachhaftung 
8.1 Endet das Versicherungsverhältnis wegen des vollständigen 

oder dauernden Wegfalls des versicherten Risikos oder durch 
Kündigung des Versicherers oder des Versicherungsneh-
mers, so besteht der Versicherungsschutz für solche Perso-
nen-, Sach- oder gemäß Ziff. 1.1 mitversicherte Vermögens-
schäden weiter, die während der Wirksamkeit der Versiche-
rung eingetreten sind, aber zum Zeitpunkt der Beendigung 
des Versicherungsverhältnisses noch nicht festgestellt waren, 
mit folgender Maßgabe: 



 

 Der Versicherungsschutz gilt für die Dauer von 3 Jahren 
vom Zeitpunkt der Beendigung des Versicherungsverhält-
nisses an gerechnet. 

 Der Versicherungsschutz besteht für die gesamte Nachhaf-
tungszeit im Rahmen des bei Beendigung des Versiche-
rungsverhältnisses geltenden Versicherungsumfanges, und 
zwar in Höhe des unverbrauchten Teils der Versicherungs-
summe des Versicherungsjahres, in dem das Versicherungs-
verhältnis endet. 

8.2 Ziff. 8.1 gilt für den Fall entsprechend, dass während der 
Laufzeit des Versicherungsverhältnisses ein versichertes Risiko 
teilweise wegfällt, mit der Maßgabe, dass auf den Zeitpunkt des 
Wegfalls des versicherten Risikos abzustellen ist. 

9 Versicherungsfälle im Ausland 
9.1 Eingeschlossen sind im Umfang von Ziff. 1 dieser Bedingun-

gen – abweichend von Ziff. 7.9 AHB – auch im Ausland eintre-
tende Versicherungsfälle, 

 die auf eine Umwelteinwirkung im Inland zurückzuführen 
sind; 

 die auf  die  Lagerung von gewässerschädlichen Stoffen in 
Kleingebinden zurückzuführen sind; 

 aus Anlass von Geschäftsreisen oder aus der Teilnahme an 
Ausstellungen, Kongressen, Messen und Märkten. 

9.2 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche auf Entschädigung 
mit Strafcharakter, insbesondere punitive oder exemplary da-
mages. 

9.3 Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden 
 – abweichend von Ziff. 6.5 AHB – als Leistungen auf die 
Versicherungssumme angerechnet. 

Kosten sind: 

Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten, 
Aufwendungen zur Abwendung oder Minderung des Scha-
dens bei oder nach Eintritt des Versicherungsfalles sowie 
Schadenermittlungskosten, auch Reisekosten, die dem Versi-
cherer nicht selbst entstehen. Das gilt auch dann, wenn die 
Kosten auf Weisung des Versicherers entstanden sind. 

9.4 Bei Versicherungsfällen in den USA, US-Territorien und 
Kanada oder in den USA, US-Territorien und Kanada gel-
tend gemachten Ansprüchen hat der Versicherungsnehmer 
von jedem Schaden 10.000 EUR selbst zu tragen. Kosten 
gelten als Schadensersatzleistungen. 

9.5 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit 
der Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Europäischen 
Währungsunion angehören, liegt, gelten die Verpflichtungen 
des Versicherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem der 
Euro-Betrag bei einem in der Europäischen Währungsunion 
gelegenen Geldinstitut angewiesen ist.  

10 Inländische Versicherungsfälle, 
die im Ausland geltend ge-
macht werden 

 Für Ansprüche aus inländischen  Versicherungsfällen, die im 
Ausland geltend gemacht werden, gelten die Bestimmungen 
gemäß Ziff. 9.2 – 9.5 entsprechend. 

 


